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Kurzfassung 

Die Volksinitiative «gegen masslosen Bau umwelt- und landschaftsbelastender Anlagen» will 
den Schweizer Boden retten. Die vorliegende Analyse zeigt auf, dass sie die Erstellung und Er-
weiterung von grossflächigen UVP-pflichtigen Anlagen rigoros einschränkt und das Raumpla-
nungssystem der Schweiz massiv verändert. Sie ist indes aufgrund ihres einseitigen und sche-
matischen Ansatzes trotzdem nur bedingt geeignet, das angestrebte Ziel zu erreichen. Anderer-
seits sind ihre Auswirkungen für die Schweizer Wirtschaft gravierend. Die geforderte allge-
meinverbindliche und gesetzliche Festlegung von Standorten und Ausmassen der zukünftig 
noch möglichen Anlagen kann theoretisch mittels von der Bundesversammlung zu erlassenden 
Sondernutzungsplänen erreicht werden. Das Vorgehen ist aber nicht vereinbar mit der Rechts-
weggarantie nach Art. 6 EMRK und rechtsstaatlich bedenklich. Als problematisch erweist sich 
zudem nebst anderen Unzulänglichkeiten die unsorgfältige Formulierung der Initiative, die für 
erhebliche Rechtsunsicherheit sorgt. Anzunehmen ist, dass die Initianten mit ihrem Begehren 
vor allem die Ausübung von politischem Druck bezwecken. 
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1 Ausgangslage 

1.1 Eidgenössische Volksinitiative 

Am 1. Juni 2006 reichte ein Initiativkomitee vertreten durch die Helvetia Nostra die Volksini-
tiative «gegen masslosen Bau umwelt- und landschaftsbelastender Anlagen» als Tandem-
Initiative Nr. 1 zusammen mit der Volksinitiative «Schluss mit uferlosem Bau von Zweit-
wohnungen» (Tandem-Initiative Nr. 2) bei der Bundeskanzlei zur Vorprüfung ein. Gestützt 
auf Art. 139 (neu) Abs. 1 BV soll dem Volk folgendes Begehren gestellt werden (BBl 2006 
5235): 

 
Eidgenössische Volksinitiative «gegen masslosen Bau umwelt- und landschaftsbelastender An-
lagen» 
 
I Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird wie folgt geändert: 
 
Art. 75 Abs. 4 (neu) 
 
4 Umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen wie Industrie- und Gewerbekomplexe, Steinbrüche, 
Flugplätze, Einkaufszentren, Anlagen der Abfallverwertung und -beseitigung, Verbrennungs- und 
Kläranlagen, Sportstadien, Anlagen für Sport und Freizeit, Vergnügungsparks, Parkhäuser und Park-
plätze dürfen nur erstellt und erweitert werden, wenn dafür aus bildungs- oder gesundheitspolitischer, 
natur- oder landschaftsschützerischer Sicht gesamtschweizerisch ein dringendes Bedürfnis besteht 
und die Nachhaltigkeit sichergestellt ist. Das Gesetz legt mit allgemeinverbindlichen Plänen die 
Standorte und die Ausmasse solcher Anlagen fest. 
 
II Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 
 
Art. 197 Ziff. 8 (neu) 
 
8. Übergangsbestimmungen zu Art. 75 Abs. 4 (umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen) 
 
Tritt die entsprechende Gesetzgebung nicht innerhalb von zwei Jahren nach Annahme von Art. 75 
Abs. 4 in Kraft, so erlässt der Bundesrat die nötigen Ausführungsbestimmungen und Pläne durch 
Verordnung. 
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Auf dem Unterschriftenbogen wird die Initiative wie folgt kommentiert (Helvetia Nostra, 
2006): 

 
RETTET DEN SCHWEIZER BODEN 
 
Während hunderttausende Schweizerinnen und Schweizer angesichts der neuen Raumplanungspolitik 
des Bundes um die letzten noch unverbauten Quadratmeter unseres kostbaren Heimatbodens bangen, 
lauern Spekulanten, Investoren und Promotoren im In- und Ausland gierig auf den Wegfall der letz-
ten Schutzbarrieren.  
 
Wenn wir uns jetzt nicht wehren, haben wir in wenigen Jahren keine Landschaft mehr, son-
dern nur noch eine Stadt von Genf bis St. Margrethen. 
 
Unsere Tandem-Initiativen «Rettet den Schweizer Boden» sind der einzige Ausweg aus dieser Notsi-
tuation. 
 

 

Nach erfolgter Vorprüfung wurde der Ablauf der Frist für die Unterschriftensammlung durch 
die Bundeskanzlei auf den 20. Dezember 2007 festgesetzt (BBl 2006 5233). Der Unterschrif-
tenbogen bezeichnet als das Ablaufdatum fälschlicherweise den 20. November 2007 (vgl. 
Helvetia Nostra, 2006). Bis Anfang Juli 2007 lagen rund drei Viertel der benötigten 100 000 
Unterschriften vor (Lettau, 5. Juli 2007).  

Sollte die Initiative zu Stande kommen, gestaltet sich das weitere Vorgehen wie folgt: Der 
Bundesrat hat der Bundesversammlung innerhalb eines Jahres eine Botschaft und den Ent-
wurf eines Bundesbeschlusses zu unterbreiten (Art. 97 Abs. 1 Bst. a ParlG). Diese Frist ver-
längert sich auf 18 Monate, falls der Bundesrat sich für die Ausarbeitung eines Gegenent-
wurfs oder eines Entwurfs zu einem mit der Volksinitiative eng zusammenhängenden Erlass-
entwurfs entscheidet (Art. 97 Abs. 2 ParlG). Innert 30 Monaten nach Einreichung einer 
Volksinitiative hat die Bundesversammlung über deren Gültigkeit zu befinden (Art. 98 ParlG 
i.V.m. Art. 139 Abs. 3 BV) und zu beschliessen, ob sie die Initiative Volk und Ständen zur 
Annahme oder Ablehnung empfiehlt (Art. 100 ParlG). Konzipiert ist die Initiative als ausge-
arbeiteter Entwurf. Kommt die Unterschriftensammlung zustande und wird die Bestimmung 
dereinst von Volk und Ständen angenommen, so findet sie wie im Wortlaut vorliegend Ein-
gang in die Verfassung. 
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1.2 Politisches Umfeld 

Das ARE stufte die Raumentwicklung der letzten Jahrzehnte in seinem Raumentwicklungsbe-
richt 2005 als nicht nachhaltig im Sinne der Bundesverfassung ein (ARE, 2005, S. 66). Es 
nennt dafür unter anderem folgende Gründe (ARE, 2005, S. 66):  

• Die Agglomerationen dehnen sich weiter aus – mit den bekannten negativen Folgen, 
wie grosser Bodenverbrauch, wachsende Distanzen zwischen Wohn- und Arbeitsort, 
zunehmender Druck auf unbebaute Landschaften (insbesondere auf «Alltagsland-
schaften»), Anstieg des motorisierten Individualverkehrs sowie wachsender Ener-
gieverbrauch;  

• Die heutige Raumordnung trägt nicht zu einer stärkeren Nutzung der umweltverträg-
lichsten Verkehrsmittel bei, sondern erhöht vielmehr die «Zwangsmobilität»; 

• Die Kosten der heutigen Siedlungsentwicklung sind sehr hoch und belasten die öf-
fentliche Hand immer stärker; 

• Die Zersiedlung ausserhalb der Bauzonen hat zwar etwas nachgelassen, schreitet ab-
er weiter voran; 

• Die Bauzonen sind zu gross und liegen zudem teilweise an strategisch ungünstigen 
Orten. 

Probleme wie die fortschreitende Zersiedlung und der ungebremste Bodenverbrauch haben 
die Raumplanung in der Schweiz wieder zu einem Politikum gemacht (Lettau, 5. Juli 2007). 
Im Raum steht zudem die angekündigte Revision des RPG (Lettau, 15. Mai 2007), die in 
zahlreichen Bereichen eine Anpassung an die aktuellen Erfordernisse mit sich bringen soll 
(ARE, 2005, S. 116). Diese Faktoren haben zusammen mit den im Herbst 2007 stattfindenden 
National- und Ständeratswahlen einen fruchtbaren Boden für verschiedene politische Vor-
stösse im Bereich Raumplanung geschaffen. 

Wichtigstes auslösendes Ereignis für die Volksinitiative «gegen masslosen Bau umwelt- und 
landschaftsbelastender Anlagen» war die im Dezember 2004 erfolgte Einzonung von rund 55 
Hektaren Landwirtschaftsland in der Gemeinde Galmiz durch den Kanton Freiburg, die trotz 
fehlender Vereinbarkeit mit dem genehmigten kantonalen Richtplan vom Bundesrat nicht als 
rechtswidrig kritisiert wurde (Mutter, 18. Dezember 2004). Die neue Industriezone hätte die 
Ansiedlung einer Niederlassung der Biopharma-Unternehmung Amgen mit 1200 Arbeitsplät-
zen ermöglichen sollen; letzlich fiel die Wahl der Amgen auf den Standort Cork, Irland. Kri-
tisiert wurde am Projekt, das als «Fall Galmiz» landesweit Aufsehen erregte, insbesondere die 
rechtliche Ohnmacht des Bundes gegenüber Fehlplanungen der Kantone, weshalb die Koor-
dinationsrolle des Bundes verstärkt werden müsse (Aschinger, 27. März 2006). Hier hakt die 
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Initiative ein. Sie zielt darauf ab, dem Bund zu mehr Durchsetzungskraft in wichtigen raum-
planerischen Fragen zu verhelfen (Lettau, 10. Mai. 2006). Franz Weber, Präsident der Stif-
tung Helvetia Nostra und Umweltschützer der ersten Stunde, zum Amgen-Projekt in Galmiz 
in einem Interview: «Es ist in die Überlegungen eingeflossen. So ein Projekt kann entstehen, 
weil es keine Kompetenzen mehr gibt, um unsere Landschaften zu erhalten. Die Schönheit 
unseres Landes ist ein Kapital. Eine Landschaft ist vielleicht zwei Milliarden wert. Wenn wir 
sie mit einem Bau von 60 Millionen zerstören, ist der Wert weg» (Burger, 13. Mai 2006). 

Ins Leben gerufen wurden die Tandeminitiativen «Rettet den Schweizer Boden» nur Tage 
nach der vom Bundesrat angekündigten Aufhebung der Lex Koller, die den Zweitwohnungs-
bau durch Ausländer in beschränkendem Sinn reguliert (Lettau, 15. Mai 2007). Die Tandem-
initiative Nr. 2, die den Anteil an Zweitwohnungen auf höchstens 20% beschränken will, 
richtet sich gegen diesen «Wegfall der letzten Schutzbarrieren». Sie ist der Grund für die Un-
terstützung der Initiativen durch die Schweizer Demokraten (Lettau, 5. Juli 2007) und gemäss 
Aussage von Franz Weber die wichtigere von beiden (TSR, 2006).  

Die wichtigsten weiteren direktdemokratischen Vorstösse sind das von den Schweizer Demo-
kraten angekündigte Referendum gegen die Aufhebung der Lex Koller (Lettau, 15. Mai 2007) 
und die Eidgenössische Volksinitiative «Raum für Mensch und Natur (Landschaftsinitiati-
ve)». Letztere wurde am 10. Juli 2007 von 16 nationalen Organisationen aus den Bereichen 
Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz, Landwirtschaft sowie Wohneigentum mit der Unter-
schriftensammlung gestartet. Den Kern dieser Initiative bildet nebst der Stärkung der Ver-
antwortung des Bundes für die Raumplanung eine Einfrierung der Bauzonenfläche für die 
nächsten 20 Jahre. Das Initiativkomitee ist politisch breit gefächert: National- und Ständeräte 
aus vier Parteien (CVP, EVP, Grüne und SP), die Trägerorganisationen sowie ausgewiesene 
Raumplanungsfachleute sind allesamt vertreten (Landschaftsinitiative, 2007). Mit ihrem An-
liegen, das in seiner Art an das Moratorium der 2005 erfolgreichen Volksinitiative «für Le-
bensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft» erinnert, ist die Landschaftsinitiative ver-
gleichsweise moderat, sind doch mit 60 000 Hektaren 27% der gesamten Bauzonen grössten-
teils bereits erschlossen, aber noch nicht überbaut (ARE, 2005, S. 33).  
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2 Bestehendes verfassungs- und bundesrechtliches 
Konzept der Raumplanung 

2.1 Kompetenzregelung 

2.1.1 Grundsatzgesetzgebungskompetenz des Bundes 

Der Bund verfügt für die Raumplanung gemäss Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BV über eine Kompe-
tenz zur Grundsatzgesetzgebung. Alle Rechte, die nicht durch die Verfassung dem Bund üb-
ertragen sind, werden gemäss dem verfassungsrechtlichen Subsidiaritätsprinzip von den Kan-
tonen ausgeübt (Art. 3 und 42 Abs. 2 BV). Das heisst, die Rechtsetzungskompetenz im Be-
reich Raumplanung wird von Bund und Kantonen gemeinsam wahrgenommen (Ruch, 1998, 
Rz. 21). Der Grundsatzgesetzgebungskompetenz des Bundes gegenüber steht die verpflich-
tende Aufgabenzuweisung an die Kantone, denen die Raumplanung obliegt (Lendi, 2002, Rz. 
24), die die Raumplanung «zu schaffen» haben. Inhalt dieser Tätigkeit ist insbesondere die 
Planfestsetzung (Jagmetti, 1988, 122). Indem sie die verschiedenen Funktionen von Bund und 
Kantonen sowie die zu verfolgenden Zielsetzungen sprachlich trennt, drückt sich die Be-
stimmung etwas klarer aus als Art. 22quater Abs. 1 aBV, der die Formulierung «durch die Kan-
tone zu schaffende, der zweckmässigen Nutzung des Bodens und der geordneten Besiedlung 
des Landes dienende Raumplanung» verwendet.  

Die Rechtssetzungsbefugnis des Bundes ist nicht umfassend, sondern bleibt auf den Erlass 
von Grundsätzen beschränkt. Da die Bundesgesetzgebung durchaus auch Anweisungen an die 
Kantone und für die Rechtsunterworfenen direkt bindende Normen (z.B. Art. 19 Abs. 3 RPG 
betr. die Ermächtigung der Grundeigentümer, ihr Land nach den vom Gemeinwesen geneh-
migten Plänen selber zu erschliessen) enthalten kann, wird auch von einer Rahmengesetzge-
bung (Lendi, 2002, Rz. 24) oder einer differenzierten Kompetenzzuteilung (Haller/Karlen, 
1999, Rz. 75) gesprochen. Solche direkt bindenden Normen sind in einem Grundsatzgesetz 
möglich, soweit dies zur Ordnung von Schwergewichtsproblemen notwendig ist (Jagmetti, 
1988, Rz. 107). Die entsprechende Akzentsetzung ist dem Bundesgesetzgeber überlassen 
(Jagmetti, 1988, Rz. 108), wobei er bei der Ausübung dieses Entscheidungsspielraums zu be-
achten hat, «ob ein besonderes Bedürfnis nach einer einheitlichen, gesamtschweizerischen 
Regelung besteht» (Hangartner, 1974, S. 178). Dieses Bedürfnis muss hinsichtlich der ge-
mäss Art. 75 Abs. 1 BV zu verfolgenden Zielsetzungen der zweckmässigen und haushälteri-
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schen Nutzung des Bodens und der geordneten Besiedlung des Landes bestehen. So hat der 
Bund in Art. 24-24d RPG das Bauen ausserhalb der Bauzonen aufgrund der Bedeutung der 
Trennung von Bauzonen und Nichtbauzonen für die raumplanerischen Zielsetzungen in de-
taillierter Weise geregelt (Haller/Karlen, 2002, Rz. 80). Wesentlich ist, dass die Befugnisse 
bei der Rechtsetzung nicht umfassend sind, den Kantonen also ein durch die Verfassung vor-
behaltener Aufgabenbereich bleibt (Jagmetti, 1988, Rz. 101).  

Generell ausserhalb des Kompetenzbereichs des Bundes liegt die «Raumplanung mit anord-
nender Wirkung gegenüber den Kantonen, den Gemeinden und den Grundeigentümern». Die-
se kann er lediglich im Bereich seiner eigenen Sachaufgaben (Verkehr, Energie, Flugverkehr 
etc.) betreiben (Lendi, 2002, Rz. 24).  

2.1.2 Förderung, Koordination und Zusammenarbeit 

Der Bund fördert und koordiniert gemäss Art. 75 Abs. 2 BV die Bestrebungen der Kantone 
und arbeitet mit ihnen zusammen. Die Förderungskompetenz betrifft in erster Linie finanziel-
le Anreize, aber auch Dienstleistungen wie die Bereitstellung von Unterlagen (Jagmetti, 1988, 
Rz. 136). Verglichen mit anderen Bundesaufgaben sind die Förderungsmöglichkeiten des 
RPG (Art. 29 RPG) eher bescheiden. Art. 30 RPG ist selber keine Subventionsgrundlage, 
sondern stellt als Koordinationsbestimmung sicher, dass die in den Richtplänen festgesetzten 
Entscheidungen nicht durch raumwirksame Subventionen aus Sachbereichen untergraben 
werden. Ein Fazit des Raumplanungsberichts des Bundesamtes für Raumentwicklung ist die 
notwendige «deutliche Aufstockung der finanziellen Mittel für die Raumordnungspolitik der 
Kantone und des Bundes», wobei keine Subventionierung von kantonalen Massnahmen ange-
strebt wird (ARE, 2005, S. 105). 

Koordination kann «sowohl als Mittel als auch als Ziel oder selbst als Gegenstand der Raum-
planung» (Ruch, 1998, Rz. 11) betrachtet werden. Das Koordinationsgebot nach Art. 75 Abs. 
2 BV ist an den Bund in seinem Verhältnis zu den Kantonen und an die Kantone in ihrem 
Verhältnis untereinander gerichtet (Ruch, 1998, Rz. 15). Hauptmittel der Koordination durch 
den Bund sind das RPG und im Speziellen die Richtpläne der Kantone nach Art. 6 ff. RPG, 
die behördenverbindlich festlegen, wie die raumwirksamen Tätigkeiten aufeinander abge-
stimmt werden und sich direkt auf Art. 75 Abs. 2 BV stützen (Jagmetti, 1988, Rz. 128). Iso-
liert betrachtet könnte der Bund versuchen, dem Koordinationsgebot mit zusätzlichen eigenen 
Planungen nachzukommen. Dies würde aber der grundsätzlichen Aufgabenaufteilung gemäss 
Art. 75 Abs. 1 BV, wonach die Planfestsetzung ausdrücklich den Kantonen vorbehalten ist, 
zuwider laufen (Jagmetti, 1988, Rz. 130).  
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Auch der Auftrag zur Zusammenarbeit mit den Kantonen wird teilweise mit der Richtplanung 
erfüllt (Haller/Karlen, 1999, Rz. 82). Darüber hinaus ist Zusammenarbeit aber «auch als In-
halt des Föderalismus, der ausgeprägtes Element der schweizerischen Raumplanung ist», zu 
verstehen (Ruch, 1998, Rz. 17). Verankert ist das Zusammenarbeitsgebot deshalb auch im 2. 
Abschnitt der Bundesverfassung über das Zusammenwirken von Bund und Kantonen (Art. 44 
Abs. 1 BV). Der Auftrag richtet sich gleichermassen an Bund, Kantone und Gemeinden, aber 
auch an Regionen und Agglomerationen (Lendi, 2002, Rz. 29).  

2.1.3 Die Bindung des Bundes und der Kantone an die Raumplanung 

Bund und Kantone berücksichtigen nach Art. 75 Abs. 3 BV bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
die Erfordernisse der Raumplanung. Bei dieser Bestimmung handelt es sich um eine «Selbst-
bindung des Bundes» (Jagmetti, 1988, Rz. 140), die klarstellt, dass die Grundsätze nach Art. 
75 Abs. 1 BV nicht nur für die Kantone gelten. Sie zeigt die Gleichrangigkeit der Raumpla-
nung und anderer Bundeskompetenzen auf (Ruch, 1998, Rz. 25 und 43). Mit den Erfordernis-
sen der Raumplanung sind insbesondere die materiellen Ziele der Raumplanung gemäss Art. 
75 Abs. 1 BV sowie Art. 1 und 3 RPG gemeint (Lendi, 2002, Rz. 33). Für den Bund ist die 
Bestimmung zu beachten, wenn er aufgrund bundesgesetzlicher Sondervorschriften von der 
Einholung kantonaler Bewilligungen befreit ist (Haller/Karlen, 1999, Rz. 83). Gemäss Art. 18 
EBG ist dies beispielsweise der Fall bei Bauten und Anlagen, die ganz oder überwiegend dem 
Bau und Betrieb einer Eisenbahn dienen. Diese dürfen nur mit einer Plangenehmigung erstellt 
oder geändert werden, wobei kantonale Bewilligungen und Pläne nicht erforderlich sind. 
Grundsätzlich ist aber der Bund nicht von den obligatorischen kantonalen Planungs- oder 
Baubewilligungsverfahren gemäss Art. 22 und 24 RPG befreit (Ruch, 1998, Rz. 22) und ist 
auch in diesem Rahmen – wie die Kantone und die Gemeinden –an die materiellen Ziele der 
Raumplanung gebunden. 

2.2 Das Zusammenwirken von Bund und Kantonen 

Aus der Kompetenzregelung des Art. 75 Abs. 1 BV geht hervor, dass die Raumplanung eine 
gemeinsame Aufgabe von Bund und Kantonen ist. Die Grundsätze werden vom Bund in sei-
ner Gesetzgebung festgelegt. Das Raumplanungsrecht inklusive dem Baurecht wird von den 
Kantonen erlassen (Ruch, 1998, Rz. 21). In diesem Rahmen sind sie insbesondere auch zu-
ständig für die Bodennutzungspläne, das heisst die behörden- und grundeigentümerverbindli-
chen Planfestsetzungen (Lendi, 2002, Rz. 24). Die Kompetenzregelung ist auf das raumplane-
rische System des dreistufigen Entscheidungsprozesses (Gesetz – Plan – Baubewilligung) 
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ausgerichtet (Jagmetti, 1988, Rz. 41), indem die Rechtsetzung teilweise sowie die Planfest-
setzung und die Rechtsanwendung gänzlich den Kantonen übertragen werden.  

Die Regelung ist exemplarisch einerseits für das Subsidiaritätsprinzip, dem grundlegenden 
Regulativ der bundesstaatlichen Aufgabenteilung, wonach der Bund die Aufgaben über-
nimmt, die einer einheitlichen Regelung bedürfen (Art. 42 Abs. 2 BV). Andererseits ist sie 
Ausdruck der in Art. 44 ff. BV verankerten allgemeinen Bestimmungen über das Zusam-
menwirken von Bund und Kantonen, wonach der Bund zum einen den Kantonen möglichst 
grosse Gestaltungsfreiheit belässt und den kantonalen Besonderheiten Rechnung trägt (Art. 
46 Abs. 2 BV) sowie zum anderen die Eigenständigkeit der Kantone wahrt (Art. 47 BV). In 
diesem Sinn berücksichtigt die Kompetenzregelung der Raumplanung die kantonalen und re-
gionalen Unterschiede, insbesondere die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Besonderheiten, angemessen. In dieser Rücksichtnahme widerspiegelt sich der Respekt vor 
der Aufgaben- und Organisationsautonomie der Kantone: Die Kantone können ihre grössere 
Bürgernähe zum Tragen bringen, und die schliesslich getroffenen Entscheidungen geniessen 
vermehrte Akzeptanz (BBl 1997 I 212 ff). 

Die Beschränkung des Verfassungsrechts auf das Verhältnis Bund – Kantone ist systembe-
dingt (Ruch, 1998, Rz. 18). Die Kantone bestimmen nämlich gemäss Art. 43 BV selbst, wel-
che Aufgaben sie im Rahmen ihrer Zuständigkeiten erfüllen und welche sie an die Gemein-
den delegieren. Diese nehmen seit jeher gewisse Selbstverwaltungsaufgaben wahr. Die kom-
munale Selbstverwaltung ist in den verschiedenen Kantonen sehr unterschiedlich ausgestaltet: 
In den föderal organisierten Gebieten Graubündens und des Wallis ist sie stark ausgeprägt, 
während sie in anderen Landesgegenden weniger ausgebildet ist (BBl 1997 I 217). Die Bun-
desverfassung garantiert die Gemeindeautonomie innerhalb der jeweiligen kantonalrechtli-
chen Grenzen (Art. 50 Abs. 1 BV).  

Die Gemeinden sind Teil der gelebten schweizerischen Verfassungswirklichkeit. Auch im 
verfassungsrechtlichen System der Raumplanung haben sie deshalb ihren festen Platz. Dies 
entspricht dem dreistufigen raumplanerischen Entscheidungsprozess (Jagmetti, 1988, Rz. 7). 
Direkt angesprochen werden sie vom 1. Satz des Zweckartikels des RPG, wonach Bund, Kan-
tone und Gemeinden dafür sorgen, dass der Boden haushälterisch genutzt wird. 
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2.3 Materielle Aspekte 

2.3.1 Die Zielsetzungen der Raumplanung gemäss Art. 75 Abs. 1 BV 

Die zweckmässige und haushälterische Nutzung des Bodens 

Das Ziel der zweckmässigen Bodennutzung betrifft die Abstimmung der verschiedenen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Bedürfnisse mit der jeweils gegebenen tatsächlichen Eig-
nung des Bodens (Lendi, 2002, Rz. 26). Dem Boden sind «diejenigen Nutzungen zuzuweisen, 
für die es sich eignet und nach denen aufgrund der gemeinschaftlichen Ziele Bedarf besteht» 
(Ruch, 1998, Rz. 8).  

Das Gebot der haushälterischen Bodennutzung ist eine Konkretisierung des Nachhaltigkeits-
prinzips gemäss Art. 73 BV für die Raumplanung (Haller/Karlen, 1999, Rz. 73): Der Boden 
ist keine erneuerbare Ressource, sondern nur begrenzt verfügbar. Mit ihm muss sparsam und 
nachhaltig umgegangen werden. Nutzungsbedürfnisse sind bei jedem Vorhaben genau zu be-
urteilen und, wenn überhaupt, flächensparend zu realisieren. Wann immer möglich sind Bo-
denveränderungen durch Bauten zu verhindern, da sie kaum mehr rückgängig gemacht wer-
den können (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 12). Aus dem Gebot der haushälterischen 
Bodennutzung wird das Konzentrationsprinzip abgeleitet, das nebst der flächensparenden und 
konzentrierten Bauweise die Zusammenfassung der Siedlungstätigkeiten in Baugebieten und 
deren räumliche Abtrennung vom Nichtbaugebiet verlangt und die Streubauweise verbietet 
(Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 14). Die Trennung von Siedlungs- und Nichtsiedlungs-
gebiet war beim Erlass des alten Verfassungsartikels Art. 22quater BV im Jahre 1969 im Üb-
rigen ein zentrales Anliegen, «mit dem ausserdem die bodenpolitisch anvisierte Trennung der 
Bodenmärkte (Baulandmarkt, landwirtschaftlicher Bodenmarkt) verfolgt wurde» (Lendi, 
2002, Rz. 26). 

Die geordnete Besiedlung des Landes 

Der Grundsatz der geordneten Besiedlung betrifft nur die Siedlungsaktivität (Ruch, 1998, 
Rz. 9). Er verlangt zum Wohl der Bevölkerung eine Abstimmung der Nutzungsordnung und 
der Infrastrukturanlagen aufeinander (Jagmetti, 1988, Rz. 82). Der Zersiedlung soll entgegen-
gewirkt werden, indem «die Siedlungsaktivität auf vernünftig dimensionierte Baugebiete» 
begrenzt wird (Haller/Karlen, 1999, Rz. 74). In diesem Sinn betrifft die geordnete Besiedlung 
des Landes auch das Nichtsiedlungsgebiet (Lendi, 2002, Rz. 26). Kein endgültiger Schluss 
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kann gezogen werden in Bezug auf die vom Verfassungsgeber verfolgte Siedlungskonzeption 
(Jagmetti, 1988, Rz. 82). In Verbindung mit Art. 103 BV über die Strukturpolitik und Art. 50 
Abs. 3 BV (Gebot der Rücksichtnahme auf die besondere Situation der Städte und der Ag-
glomerationen sowie der Berggebiete) zeichnet sich die von der Verfassung raumordnungspo-
litisch angestrebte und vom RPG konkretisierte Siedlungskonzeption aber bereits ab: es soll 
das soziale, wirtschaftliche und kulturelle Leben in den einzelnen Landesteilen gefördert und 
auf eine angemessene Dezentralisation der Besiedlung und der Wirtschaft hingewirkt werden 
(Art. 1 Abs. 2 Bst. c RPG). Diese Konzeption entspricht der föderalistischen Staatsstruktur 
der Schweiz (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 43). 

Die Pflicht zur Koordination und Abstimmung 

Die Koordination und Abstimmung der raumwirksamen Massnahmen ist nicht nur Mittel der 
Raumplanung zur Erreichung der verfolgten Ziele (siehe oben), sondern auch eine eigene 
Zielsetzung, die implizit in Art. 75 Abs. 1 BV enthalten ist (Ruch, 1998, Rz. 11 und 16). «Ko-
ordination bedeutet, dass Zusammenhänge sichtbar gemacht und Massnahmen aufeinander 
abgestimmt werden» (Jagmetti, 1988, Rz. 35). Im Gegensatz zum Auftrag, die Bodennutzung 
zu regeln, betrifft der Koordinationsauftrag keinen Sachbereich und begründet keine Kompe-
tenzverschiebungen (Jagmetti, 1988, Rz. 35). Koordination ist demnach auch ein prozedura-
les Ziel (Tschannen, 1998, Art. 1, Rz. 19).  

Zu koordinierende raumwirksame Tätigkeiten können sich aus dem Sachbereich der Boden-
nutzung selbst sowie aus anderen raumwirksamen Bereichen wie Wald, Natur- und Land-
schaftsschutz, Verkehr oder Energie, aber auch aus indirekt raumwirksamen Bereichen wie 
Struktur-, Sozial- oder Finanzpolitik ergeben (Jagmetti, 1988, Rz. 38). Diese materiellrechtli-
chen Anliegen müssen gemäss Art. 1 Abs. 1 Satz 2 RPG aufeinander abgestimmt und koordi-
niert werden. Die Behörden haben dabei die Zielkonflikte zu erfassen und so zu lösen, dass 
«jedes Ziel in bestmöglicher Weise» verwirklicht werden kann (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 
1, Rz. 53). Die Raumplanung hat damit eine «materielle Koordinationsfunktion» (Wald-
mann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 53). TSCHANNEN spricht von einer eigentlichen «Koordinati-
onsverantwortung» (Tschannen, 1998, Art. 1, Rz. 19). Hervorzuheben ist in diesem Zusam-
menhang der Richtplan, der gemäss Art. 8 Bst. a RPG aufzuzeigen hat, wie die raumwirksa-
men Tätigkeiten im Hinblick auf die anzustrebende Entwicklung aufeinander abgestimmt 
werden.  

Wegen dieser Koordinationsfunktion, dieser Querschnittsorientierung, hat die Raumplanung 
vielfach zwischen der sozialen, der ökonomischen und der ökologischen Dimension eines 
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Problems zu vermitteln und weist deshalb starke Gemeinsamkeiten mit der nachhaltigen Ent-
wicklung auf (Vallender/Morell, 2002, Rz. 39). Überdies hat sie mit der haushälterischen Bo-
dennutzung ein Ziel, das den Grundsatz der Nachhaltigkeit gemäss Art. 73 BV direkt konkre-
tisiert. Nach LENDI ist die Nachhaltigkeit gar Kernprinzip der Raumplanung (Lendi, 2002, 
Rz. 19). 

Nebst der Koordination der materiellen Ziele haben die Behörden auch die formelle und ver-
fahrensmässige Koordination sicherzustellen (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 53). Ge-
mäss Art. 2 Abs. 1 RPG stimmen sie die für ihre raumwirksamen Aufgaben nötigen Planun-
gen aufeinander ab. Hierbei sind die Grundsätze von Art. 25a RPG zu beachten. Betroffen 
von der Koordinationspflicht sind alle Planungsträger – unabhängig von der entsprechenden 
Planungsstufe. Eine Hierarchie unter den verschiedenen Behörden oder unter den Planungen 
und Plänen existiert nicht (Ruch, 1997, S. 111). 

Die Methode der Abstimmung ist die Interessenabwägung (Tschannen, 1998, Art. 2, Rz. 55), 
die von Art. 3 RPV konkretisiert wird. 

Die Planungspflicht 

Art. 75 Abs. 1 BV gibt den Kantonen einen Auftrag zur Planung. Damit ist mehr verbunden 
als ein positivrechtlicher Kompetenzvorbehalt im Sinne von Art. 3 BV: die Kantone sind 
nicht nur für die Raumplanung zuständig, sie sind zur Raumplanung verpflichtet (Jagmetti, 
1988, 123). Konkretisiert wird diese Pflicht durch Art. 2 RPG, wonach Bund, Kantone und 
Gemeinden die für ihre raumwirksamen Aufgaben nötigen Planungen erarbeiten und sie auf-
einander abstimmen (Abs. 1). Die genannten Behörden haben also alle raumwirksamen Tä-
tigkeiten einem Planungsprozess zu unterziehen (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 2, Rz. 9). Da-
bei sind unter raumwirksam diejenigen Tätigkeiten zu verstehen, welche die Nutzung des Bo-
dens oder die Besiedlung des Landes verändern oder dazu bestimmt sind, die jeweilige Nut-
zung des Bodens oder die jeweilige Besiedlung des Landes zu erhalten (Art. 1 Abs. 1 RPV). 
Art. 1 Abs. 2 RPV enthält eine nicht abschliessende Aufzählung der raumwirksamen Tätig-
keiten. Die vom Bundesrecht vorgeschriebene Planung umfasst das ganze Schweizer Territo-
rium. Gemäss HALLER/KARLEN sind «weisse Flecken auf den Plankarten (...) grundsätzlich 
nicht zulässig» (Haller/Karlen, 1999, Rz. 155). 

Inhalt der Planungspflicht ist die Planung, nämlich zunächst die gedankliche Vorbereitung 
von Massnahmen, mit denen die verfassungs- und gesetzmässig vorgegebenen Ziele mit mög-
lichst angemessenem Aufwand erreicht werden sollen. Diese Massnahmen schlagen sich vor-



Titel der Arbeit __________________________________________________________________________8/19/2007 

A-22 

nehmlich in Plänen nieder (Dilger, 1982, § 1, Rz. 80). Der zweite Schritt umfasst die Reali-
sierung der geplanten Massnahmen sowie die Verfolgung der tatsächlichen Entwicklung und 
die Überprüfung – also das Monitoring – und allfällige Anpassung der Ziele und Massnah-
men – also die Steuerung (Tschannen, 1998, Art. 2, Rz. 2). Bei der Planung handelt es sich 
um einen dauernden Vorgang (Lendi, 2002, Rz. 11), im Sinne eines Prozesses zur Problemlö-
sung (Tschannen, 1998, Art. 2, Rz. 5).  

Die Planungsinstrumente des RPG entsprechen der zweiten und der dritten Stufe des dreistu-
figen raumplanerischen Entscheidungsprozesses (vgl. Jagmetti, 1988, Rz. 41). Die Kantone 
haben Richt- und Nutzungspläne gemäss Art. 6 ff. bzw. Art. 14 ff. RPG zu erarbeiten und 
Baubewilligungsverfahren nach Art. 22 RPG durchzuführen. Dem Bund stellt das RPG für 
dessen eigene raumwirksame Tätigkeiten, die nach Art. 2 RPG ebenfalls der Planungspflicht 
unterliegen (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 2, Rz. 18), die Konzepte und Sachpläne gemäss 
Art. 13 RPG zur Verfügung. Diese haben einen gewissen Zusammenhang mit den kantonalen 
Planungsinstrumenten, indem sie Art. 1-4 RPG und umgekehrt die Richtpläne gemäss Art. 6 
Abs. 4 RPG die Konzepte und Sachpläne des Bundes zu berücksichtigen haben. Sie entspre-
chen aber primär dem anwendbaren Spezialgesetz (Tschannen, 1998, Art. 2, Rz. 34). 

Weiterer Inhalt der Planungspflicht ist im Übrigen die in Art. 2 Abs. 1 RPG speziell hervor-
gehobene Pflicht zur Abstimmung der Planungen und der entsprechenden Verfahren (Wald-
mann/Hänni, 2006, Art. 2, Rz. 49).  

2.3.2 Weitere Zielsetzungen der Raumplanung gemäss Art. 1 RPG 

Vorbemerkung 

Die Planungsziele und die Planungsgrundsätze gemäss Art. 1 und 3 RPG nehmen die verfas-
sungsmässigen Anliegen von Art. 75 BV und anderen für die Raumplanung relevanten 
Staatstätigkeiten in sich auf und konkretisieren sie (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 2 und 
8). Gemäss Art. 1 Abs. 1 Satz 3 RPG achten die Planungsträger bei der Umsetzung der Ziele 
auf die natürlichen Gegebenheiten sowie auf die Bedürfnisse von Bevölkerung und Wirt-
schaft. Raumplanung hat immer sowohl umweltgerecht, als auch sozial- und wirtschaftsver-
träglich zu sein (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 22). 
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Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 

Die Raumplanung hat gemäss Art. 1 Abs. 2 Bst. a RPG die Bestrebungen, die natürlichen Le-
bensgrundlagen wie Boden, Luft, Wasser, Wald und die Landschaft zu schützen, zu unter-
stützen. Diese werden primär durch Art. 74 BV, den allgemeinen Umweltschutzartikel, und 
durch die besonderen Bestimmungen (Art. 76-80 BV) geschützt. Obwohl Umweltschutz und 
Raumplanung unterschiedlichen Verfassungszielen verpflichtet sind, ergänzen sich die beiden 
Bereiche in ihrer Wirkung. Dafür sorgen insbesondere die raumplanerischen Aufträge der 
haushälterischen Bodennutzung und der geordneten Besiedlung. Die Schonung des Land-
schaftsbildes sowie der Schutz der Tier- und Pflanzenwelt und die Erhaltung ihrer Lebens-
räume (Art. 78 BV) beispielsweise könnten ohne haushälterische Bodennutzung nicht erreicht 
werden. Letztere hat eine starke vorsorgliche Wirkung, die das dem Umweltschutz zugrunde 
liegende Vorsorgeprinzip unterstützt (Tschannen, 1998, Rz. 29). Art. 1 Abs. 2 Bst. a RPG 
wird konkretisiert von den Planungsgrundsätzen in Art. 3 Abs. 2 Bst. a-e, Abs. 3 Bst. b und e 
sowie Abs. 4 Bst. c RPG. Weitere Beiträge der Raumplanung sind daneben u.a. die raumpla-
nerischen Instrumente der Schutzzone (Art. 17 RPG), das der Umsetzung von Schutzbestim-
mungen in den Bereichen Natur- und Landschaftsschutz (Biotopschutz), Gewässerschutz 
(Grundwasserschutzzonen) oder Wald (Waldreservate) sowie das Instrument der Landwirt-
schaftszone, das für den Landschaftsschutz von Bedeutung ist (Tschannen, 1998, Rz. 30).  

Schaffung und Erhaltung von wohnlichen Siedlungen und räumlichen 
Voraussetzungen für die Wirtschaft 

Ebenso zu unterstützen sind gemäss Art. 1 Abs. 2 Bst. b RPG die Bestrebungen, wohnliche 
Siedlungen und die räumlichen Voraussetzungen für die Wirtschaft zu schaffen und zu erhal-
ten.  

Sowohl der Siedlungsbau als auch die Wirtschaft erfordern genügend und günstig gelegene 
Standorte. Eine Pflicht zur Ausscheidung von entsprechenden Flächen im Übermass kann 
daraus nicht abgeleitet werden (Tschannen, 1998, Rz. 33). Die Raumplanung hat aber zum 
einen die Ziele des WEG, wie Erschliessung von Land für den Wohnungsbau, Förderung des 
Wohnungsbaus und Verbilligung der Mietzinse, zu unterstützen. Zum andern muss sie die 
räumlichen Entfaltungsmöglichkeiten der Wirtschaft sicherstellen (Tschannen, 1998, Rz. 31). 
Diese Pflicht entspricht der in Art. 94 Abs. 4 BV vorgeschriebenen Aufgabe der Behörden, 
im Rahmen der Zuständigkeiten für günstige Rahmenbedingungen für die Wirtschaft zu sor-
gen (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 41). Zu berücksichtigen sind die räumlichen Be-
dürfnisse der Wirtschaft insbesondere durch eine Dimensionierung der entsprechenden Un-
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terarten der Bauzonen, die auch den zukünftigen Bedarf abdeckt. Zudem muss eine rasche Er-
schliessung gewährleistet sein (BGer in ZBl. 98/1997, 266 E. 7b).  

Die Regelung der Wohnungsbau- und Wirtschaftsförderung ist bewusst in derselben Bestim-
mung erfolgt. Damit ergibt sich die Aufgabe «den Wohnungsbau und die Standortqualität von 
Industrie und Gewerbe zu optimieren und miteinander verträglich zu machen» (Wald-
mann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 42). Heute verstärkt sich als Folge der dispersen Siedlungs-
entwicklung die räumliche Trennung von Wohnen, Arbeiten und Freizeit. Dabei konzentrie-
ren sich die Arbeitsplätze im Wesentlichen auf die Kernstädte, während sich die Wohngebiete 
an den Agglomerationsrändern ausbreiten, eine Entwicklung die zudem begleitet ist von einer 
verstärkten sozialen Segregation (ARE, 2005, S. 16 ff.). Mit Art. 1 Abs. 2 Bst. b RPG hat die 
Raumplanung daher auch den Auftrag, diesem Trend in den Agglomerationen mit geeigneten 
Massnahmen entgegen zu wirken. Durch die verkürzten Arbeitswege verhilft die Durchmi-
schung von Wohnen und Arbeiten im Übrigen der Wirtschaft zu besseren Rahmenbedingun-
gen und macht Siedlungen wohnlicher (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 1, Rz. 42). 
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3 Analyse des Initiativtextes 

Bei der Auslegung des Textes einer Volksinitiative ist grundsätzlich auf deren Wortlaut und 
nicht auf die subjektive Absicht der Initianten abzustellen. Eine allfällige Begründung des 
Volkswillens und die von den Initianten geäusserten Meinungen können jedoch berücksich-
tigt werden. Auch wenn die Umstände, die zu einer Initiative geführt haben, bei der Ausle-
gung ebenfalls eine Rolle spielen können, erfolgt die Auslegung des Textes selbst nach den 
anerkannten Regeln (BBl 2007 5369). Auszugehen ist dabei immer vom Wortlaut der Be-
stimmung. Die grammatikalische Auslegung bildet daher den Ausgangspunkt der Interpreta-
tion. Alle klassischen Methoden der Auslegung sind im Übrigen in gleicher Weise zu berück-
sichtigen, nämlich die grammatikalische, die systematische, die historische, die geltungszeit-
liche und die teleologische (Tschannen/Zimmerli, 2005, S. 182). Bei der Auslegung des Ver-
waltungsrechts steht die teleologische Auslegung im Vordergrund (Häfelin/Müller/Uhlmann, 
2006, Rz. 218). 

3.1 Erstellung und Erweiterung von umwelt- und 
landschaftsbelastenden Anlagen 

3.1.1 Anlage 

Der Begriff der Anlage bietet keine Auslegungsprobleme. Er wird sowohl in der Bundesver-
fassung (z.B. Art. 78 Abs. 5 BV), als auch in der Bundesgesetzgebung (z.B. Art. 22 Abs. 1 
RPG) und in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung (z.B. BGE 123 II 259 E. 3) einheitlich 
verwendet. Auch aus der von der Initiative vorgenommenen exemplarischen Aufzählung geht 
hervor, dass der gängige Anlagenbegriff gemeint ist. Danach sind Bauten und Anlagen jene 
künstlich geschaffenen und auf Dauer angelegten Einrichtungen, die in fester Beziehung zum 
Erdboden stehen und geeignet sind, die Vorstellung über die Nutzungsordnung zu beeinflus-
sen, sei es, dass sie den Raum äusserlich erheblich verändern, die Erschliessung belasten oder 
die Umwelt beeinträchtigen (BGE 123 II 259 E. 3). Nebst den genannten Industrie- und Ge-
werbekomplexen, Steinbrüchen, Flugplätzen, Einkaufszentren, Anlagen der Abfallverwertung 
und -beseitigung, Verbrennungs- und Kläranlagen, Sportstadien, Anlagen für Sport und Frei-
zeit, Vergnügungsparks, Parkhäuser und Parkplätze sind als ortsfeste Anlagen weiter insbe-
sondere folgende anzusehen (Keller, 2002, Rz. 36):  
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• andere Verkehrswege wie Strassen, Eisenbahnen und Wasserstrassen; 

• Anlagen zur Erzeugung, Übertragung und Lagerung von Energie; 

• militärische Bauten und Anlagen; 

• Antennenanlagen; 

• landwirtschaftliche Anlagen und  

• Wohnbauten.  

Der eher technisch geprägte Anlagebegriff des USG stellt den ortsfesten Anlagen zusätzlich 
bestimmte Mobilien (Geräte, Maschinen, Fahrzeuge, Schiffe und Luftfahrzeuge; Art. 7 Abs. 7 
USG) gleich. Davon kann hier indes nicht ausgegangen werden, behandelt doch die Initiative 
gemäss ihrem Titel den Bau von Anlagen, den damit einhergehenden Bodenverbrauch und 
somit nur die ortsfesten Anlagen. 

3.1.2 Erstellung und Erweiterung 

Der Begriff Erstellung wird in der Gesetzgebung primär in Zusammenhang mit der Schaffung 
von nicht raumrelevanten Werken verwendet (vgl. z.B. die Verfügung des VBS vom 9. De-
zember 1936 betreffend Ausführungsplan für die Erstellung neuer Landeskarten; SR 
510.621). In der Bundesverfassung (z.B. Art. Abs. 1 BV betr. die Errichtung eines Netzes von 
Nationalstrassen) und in der Bundesgesetzgebung (Art. 22 Abs. 1 RPG wonach Bauten und 
Anlagen nur mit behördlicher Bewilligung errichtet oder geändert werden dürfen) wird der 
Begriff Errichtung verwendet. Auch aufgrund der französischen Fassung des Initiativtextes, 
der wie die französische Fassung von Art. 22 Abs. 1 RPG von créé spricht, muss davon aus-
gegangen werden, dass mit Erstellung Errichtung gemeint ist.  

«Errichtung umfasst das Neuerstellen von Grund auf (den Neubau), die Erstellung von selb-
ständigen Ergänzungsbauten, den Wiederaufbau bzw. den Ersatzbau» (Ruch, 1998, Art. 22, 
Rz. 30).  

Der Begriff Erweiterung wird von Art. 24c Abs. 2 RPG verwendet, wonach bestehende zo-
nenwidrige Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen mit Bewilligung der zuständigen 
Behörde erneuert, teilweise geändert, massvoll erweitert oder wiederaufgebaut werden kön-
nen, sofern sie rechtmässig erstellt oder geändert worden sind. Dem Tatbestand der massvol-
len Erweiterung kommt allerdings keine selbständige Bedeutung zu (BGer 1A.202/2003 vom 
17. Feb. 2004, E. 4.3). Er wird von der Änderung im Sinn von Art. 24c Abs. 2 RPG umfasst, 
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welche entweder «in einer Vergrösserung der bestehenden Gebäulichkeiten, einer inneren od-
er äusseren Umgestaltung oder in einer Zweckänderung» besteht (Waldmann/Hänni, 2006, 
Art. 24c, Rz. 14). Art. 42 Abs. 3 RPV, der quantitative Obergrenzen in Bezug auf die für Art. 
24c RPG erforderliche Wahrung der Identität der Baute und Anlage aufstellt, spricht von der 
flächenmässigen Erweiterung. Da Schutzziel der Initiative der Erhalt der (unverbauten) Land-
schaft ist, kann davon ausgegangen werden, dass mit dem Begriff der Erweiterung die Ver-
grösserung der Anlage, die sich insbesondere in einer Erweiterung der durch die Anlage ge-
nutzten Fläche ausserhalb des bestehenden Gebäudevolumens manifestiert, erfasst werden 
soll. Dafür spricht auch die französische Fassung, die agrandir – also expandieren, vergrös-
sern – verwendet.  

Der Begriff Erweiterung wird zudem von Art. 18 USG im Zusammenhang mit den sanie-
rungsbedürftigen Anlagen verwendet. Nach dieser Bestimmung ist eine Erweiterung gegeben, 
wenn das Bauvorhaben eine wesentliche Änderung bewirkt. Dies ist insbesondere der Fall, 
falls die Anlage dadurch wahrnehmbar mehr Emissionen verursacht (Schrade/Wiestner, 2001, 
Rz. 17).  

Damit fällt eine Teilmenge der vom Begriff der Änderung nach Art. 24c Abs. 2 RPG erfass-
ten Tatbestände (Erneuerung, teilweise Änderung, Erweiterung und Wiederaufbau) in den 
Anwendungsbereich der Interessenabwägung der Initiative: Per se erlaubt bleiben lediglich 
Änderungen an der Anlage, die nicht mit einer Flächenvergrösserung oder mit wahrnehmbar 
mehr Emissionen verbunden sind. Die in Art. 24c Abs. 2 RPG begründete erweiterte Besitz-
standsgarantie, die über die Aufrechterhaltung des bisherigen Bestandes auch gewisse Verän-
derungen und Erweiterungen zulässt (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 24c, Rz. 2), entfällt. Die 
von der Initiative enthaltene Besitzstandsgarantie entspricht der verfassungsrechtlichen Be-
sitzstandsgarantie, dem Schutz des bisherigen Bestandes altrechtlicher Bauten gemäss Art. 9 
und 26 BV, der als Element der Eigentumsgarantie dem Eigentümer das Recht garantiert, sein 
Eigentum – beispielsweise seine Anlage – zu behalten, zu nutzen und darüber zu verfügen 
(Vallender, 2002, Rz. 27). Danach sind Renovationsarbeiten und Umbauarbeiten innerhalb 
gewisser Limiten erlaubt (BGE 113 Ia 119 E. 3c). 

Nicht in den Anwendungsbereich der Interessenabwägung fallen hingegen die den Nutzungs-
zweck oder das Erscheinungsbild der Anlage ändernden Umbauarbeiten. Auch wenn sie mas-
siv ausfallen, bleiben sie erlaubt, solange sie keine Flächenvergrösserung oder wahrnehmbar 
mehr Emissionen mit sich bringen.  
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3.1.3 Umweltbelastend 

Der Begriff umweltbelastend wird in der Schweiz als Adjektiv vor allem umgangssprachlich 
verwendet. Das Substantiv Umweltbelastung wird vom USG für eine Vielzahl von Einwir-
kungen verwendet (Brunner, 1998, S. 6). Als Beispiel genannt sei Art. 44 USG, der Bund und 
Kantone zur Durchführung von Erhebungen über die Umweltbelastung verpflichtet. Gemäss 
Art. 7 USG umfassen die Einwirkungen Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen, 
Strahlen, Gewässerverunreinigungen oder andere Eingriffe in Gewässer, Bodenbelastungen, 
Veränderungen des Erbmaterials von Organismen oder der biologischen Vielfalt, die durch 
den Bau und Betrieb von Anlagen, durch den Umgang mit Stoffen, Organismen oder Abfäl-
len oder durch die Bewirtschaftung des Bodens erzeugt werden. Das USG bezeichnet sowohl 
Emissionen wie auch Immissionen als Einwirkungen (Art. 7 Abs. 2 USG). Die Umweltbelas-
tung umfasst als Oberbegriff auch Stoffe, Organismen und Abfälle als solche samt dem Um-
gang mit ihnen (Brunner, 1999, Rz. 12), nicht nur deren Einwirkungen. Nicht erfasst werden 
dagegen technische Eingriffe in die Natur (Brunner/Müller-Stahel, 1985, S. 6). Diese sind 
Gegenstand des NHG (vgl. dazu z.B. Art. 18 Abs. 1ter NHG). Nur eine Teilmenge der Um-
weltbelastungen bilden die schädlichen oder lästigen Einwirkungen nach dem Zweckartikel 
des USG. Diese sollen gemäss Art. 11 Abs. 1 USG mittels Emissionsbegrenzungen und ge-
mäss Art. 13 Abs. 1 USG mittels Immissionsgrenzwerten verhindert werden, währenddem 
nach dem Vorsorgeprinzip sämtliche Einwirkungen frühzeitig zu begrenzen sind (Art. 1 Abs. 
2 USG). 

Umweltbelastende Anlagen sind also ortsfeste Anlagen, die Einwirkungen im Sinne des USG 
verursachen und Einflüsse in sowie auf den Naturhaushalt allgemein und im weitesten Sinne 
(Brunner, 1999, Rz. 12) zur Folge haben. 

3.1.4 Landschaftsbelastend 

Kumulativ zur Umweltbelastung müssen die Anlagen im Sinne der Initiative auch land-
schaftsbelastende Auswirkungen haben. 

Der Begriff Landschaft entzieht sich gemeinhin einer eindeutigen Definition. Das Land-
schaftskonzept Schweiz (Konzept nach Art. 13 RPG) geht von einem umfassenden Land-
schaftsbegriff aus. Danach beinhaltet Landschaft den Lebens-, Natur-, Kultur-, Wirtschafts- 
und Erlebnisraum (BAFU, 1998). Nach ROHRER ist «eine wie auch immer geartete Qualifika-
tion (etwa Abgeschlossenheit, Schönheit, Eigenart) (...) nicht begriffsnotwendig» (Rohrer, 
1997, Rz. 23). Landschaft in diesem allgemeinen Sinn kann nach objektiven Gesichtspunkten 
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nicht belastet werden. Nach subjektiven Gesichtspunkten hingegen sehr wohl: Ob eine neue 
Baute gut oder schlecht in die Landschaft integriert ist, darüber lässt sich streiten. Der Grund 
liegt darin, dass Landschaft das Ergebnis sowohl von menschlicher Gestaltung als auch von 
Wahrnehmung ist. Es gibt keine Landschaft ohne Betrachtende und Erlebende (BAFU, 2007, 
Landschaft als Produkt der Wahrnehmung).  

Belastet – oder präziser: beeinträchtigt – werden können indes das Landschaftsbild i.e.S. 
(Aussichtslagen, Ansichten), die traditionellen Kulturlandschaften, die Naturdenkmäler und 
die räumlich ausgedehnten naturnahen Landschaften (Rohrer, 1997, Rz. 29). Diese empfind-
lichen Landschaftstypen werden aufgrund wissenschaftlicher Kriterien ausgeschieden und in-
ventarisiert (vgl. dazu z.B. BAFU, 2007, Objekte des BLN). Sie werden vom Gesetzgeber als 
schützens- oder erhaltenswert bezeichnet (Art. 78 Abs. 2 BV, Art. 1 Bst. a und 13 Abs. 1 
NHG) und geniessen rechtlichen Schutz nach Art. 2 ff. NHG. Nach der Terminologie des 
NHG und des entsprechenden Verfassungsartikels ist also landschaftsbelastend gleichbedeu-
tend mit «eine schützenswerte Landschaft beeinträchtigend».  

Problematisch an dieser Auslegung ist, dass sie allen in der exemplarischen Aufzählung auf-
geführten Anlagentypen unterstellt, sie beeinträchtigen eine schützenswerte Landschaft. Dies 
mag insbesondere für Steinbrüche eine gewisse Berechtigung haben, betreffen doch bei-
spielsweise die meisten Abbauvorhaben für Hartgestein Gebiete, die im Bundesinventar der 
Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung (BLN) enthalten sind (ARE, 
2006, S. 4). Grundsätzlich ist das Resultat jedoch offensichtlich nicht korrekt: Ein Anlagen-
typ kann nicht generell landschaftsbelastend im Sinn der Auslegung sein, da Standorte für die 
einzelnen Anlagen überall vorkommen können, schützenswerte Landschaften aber räumlich 
begrenzt sind (Waldmann, 1997, S. 23). Ob im Übrigen eine einzelne Anlage, die sich inner-
halb eines solchen Landschaftsraums befindet, tatsächlich eine Beeinträchtigung darstellt, 
kann jeweils nur im Einzelfall gestützt auf die konkretisierten Werte, die so genannten 
Schutzziele, welche die Qualität einer Landschaft ausmachen, festgestellt werden (vgl. Leim-
bacher, 1997, Rz. 7). Der Landschaftsbegriff des NHG und des entsprechenden Verfassungs-
artikels führt also zu keinem befriedigenden Resultat.  

Umgangssprachlich wird Landschaft vor allem gleichgesetzt mit «Naturnähe» und «Schön-
heit» (Rohrer, 1997, Rz. 22). Diesem Verständnis entspricht der Landschaftsbegriff des RPG 
in Art. 16 Abs. 1 RPG, wonach Landwirtschaftszonen unter anderem der Erhaltung der Land-
schaft dienen und entsprechend ihren verschiedenen Funktionen von Überbauungen weitge-
hend freigehalten werden sollen. Unter Landschaft wird hier das unüberbaute oder mit weni-
gen Gebäuden besetzte Gebiet verstanden, das dem Siedlungsgebiet gegenübersteht (Wald-
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mann, 1997, S. 22). Landschaftsbelastend könnte in diesem Sinn als «die Siedlungsfläche er-
weiternd» ausgelegt werden. Damit würde aber allen in der exemplarischen Aufzählung auf-
geführten Anlagentypen unterstellt, ihre Neubauten kämen ausserhalb der Bauzonen oder in 
speziell für sie geschaffenen Bauzonen zu stehen. Auch dieses Resultat kann hinsichtlich der 
exemplarisch aufgeführten Anlagentypen nicht stimmen: Eine Anlage kann im Einzelfall 
auch innerhalb einer bestehenden Bauzone neu erstellt und erweitert werden.  

Hier muss nebst der teleologischen Auslegung die historische Auslegung herangezogen wer-
den. Diese dient der Ermittlung des von den Initianten Gesagten oder Gewollten, das insbe-
sondere bei verhältnismässig jungen Erlassen (BGE 112 Ia 97 E. 6c) oder wie vorliegend bei 
einer Bestimmung, deren Inkrafttreten fraglich ist, nicht übergangen werden darf. Auch die 
Erläuterungen der Initianten zum Initiativtext stellen einen wichtigen Beitrag zum Verständ-
nis des Begehrens dar. Hierzu sind insbesondere auf dem Unterschriftenbogen angebrachte 
Hinweise zu zählen (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 2125).  

Aufgrund des Obertitels der beiden Tandeminitiativen «Rettet den Schweizer Boden» und 
dem Kommentar der Initianten, wonach die «Schweizerinnen und Schweizer (...) um die letz-
ten noch unverbauten Quadratmeter unseres kostbaren Heimatbodens bangen» (Helvetia 
Nostra, 2006), geht hervor, dass es sich bei der Landschaftsbelastung im Sinne der Initiative 
schlicht um den Verbrauch von unverbautem Boden handeln muss. Dieses Resultat wird auch 
der Aufzählung gerecht, da sich die meisten der exemplarisch genannten Anlagentypen durch 
einen hohen Flächenverbrauch auszeichnen (z.B. Industrie- und Gewerbekomplexe, Flugplät-
ze, Einkaufszentren oder Anlagen für Sport und Freizeit).  

Landschaftsbelastende Anlagen sind also unverbauten Boden beanspruchende Anlagen. 

3.1.5 Verhältnis zu Art. 10a ff. USG 

Zu untersuchen ist im Folgenden, wie die umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen sich 
zu den Anlagen verhalten, welche Umweltbereiche erheblich belasten können und für die 
gemäss Art. 10a Abs. 2 USG eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.  

Die Anlagen werden gemäss Art. 10a Abs. 3 USG vom Bundesrat bezeichnet. Mit der Ver-
weisung von Art. 1 UVPV auf den Anhang zur UVPV ist dieser seinem Auftrag nachge-
kommen. Die von der Initiative aufgeführten Anlagetypen kommen darin allesamt als Kate-
gorie oder Unterkategorie vor (vgl. den Anhang zur UVPV). Im Unterschied zum Katalog der 
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Initiative bezeichnet der Anhang zur UVPV die Anlagen indes abschliessend (Rausch/Keller, 
2001, Rz. 32).  

Art. 10a USG greift gemäss dem Wortlaut der Bestimmung nur bei Anlagen, welche Um-
weltbereiche erheblich belasten können, wohingegen für die Initiative wie oben dargelegt jeg-
liche Umwelt- und Landschaftsbelastung genügt. Eine Erheblichkeit der möglichen Umwelt-
belastungen ist nach Auffassung des Bundesrates in den meisten Fällen nur gegeben, wenn 
die Anlage eine bestimmte Mindestgrösse aufweist. Der Bezeichnung der Anlagentypen im 
Anhang zur UVPV basiert deshalb auf so genannten Schwellenwerten, die verschiedene 
Grössen-, Umsatz- oder Kapazitätsmerkmale oder Investitionsvolumen beinhalten 
(Rausch/Keller, 2001, Rz. 34). Auch die meisten der von der Initiative exemplarisch aufge-
zählten Anlagen sind nur UVP-pflichtig, wenn sie den gemäss dem Anhang zur UVPV an-
wendbaren Schwellenwert überschreiten.  

Als dritter Unterschied zu Art. 10a USG verlangt der Initiativwortlaut nicht bloss eine poten-
tielle, sondern eine tatsächlich bewirkte Umwelt- und Landschaftsbelastung. Ob eine solche 
eintreffen wird, kann indes im Voraus im Rahmen der Beurteilung der Anlage nicht ab-
schliessend beurteilt werden. Das heisst mangels eines eindeutigen Sachverhalts kann nie mit 
Sicherheit beurteilt werden, ob eine Anlage in den Anwendungsbereich von Art. 75 Abs. 4 
(neu) BV fällt oder nicht. Dies hat zur Folge, dass die Anlage jeweils zuerst gebaut und in 
Betrieb genommen werden müsste, worauf sie nach erfolgter Beurteilung bezüglich Umwelt- 
und Landschaftsbelastung entweder stehen gelassen oder abgebrochen würde. Wortwörtlich 
ausgelegt führt die Vorschrift deshalb zu einem völlig unbefriedigenden Ergebnis respektive 
sie kann nicht vollzogen werden. Sie muss ratio legis – nach ihrem Sinn und Zweck – ergänzt 
werden mit können: «Anlagen, welche die Umwelt und die Landschaft belasten können, wie 
Industrie- und Gewerbekomplexe (...)». Abzustellen ist auf die Eignung der Anlage, negativ 
ausgedrückt ihre potentielle Gefährlichkeit. Nur diese kann im Voraus abstrakt beurteilt wer-
den.  

Geringe, nicht schädliche Einwirkungen und ein gewisser Verbrauch an unverbautem Boden, 
die von der Initiative als umwelt- und landschaftsbelastend erfasst werden, können indes im 
Prinzip von jeder Baute und Anlage ausgehen, d.h. jede Baute und Anlage ist potentiell um-
welt- und landschaftsbelastend. Dafür spricht auch die bundesgerichtliche Umschreibung der 
Baubewilligungspflicht: Bauten und Anlagen im Sinn von Art. 22 Abs. 1 RPG sind «mindes-
tens jene (…) Einrichtungen, die in bestimmter fester Beziehung zum Erdboden stehen und 
geeignet sind, die Vorstellung über die Nutzungsordnung zu beeinflussen, sei es, dass sie den 
Raum äusserlich erheblich verändern, die Erschliessung belasten oder die Umwelt beeinträch-
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tigen» (BGE 113 Ib 314 E. 2b). Das heisst streng ausgelegt fällt jede Baute und Anlage, für 
die gemäss Art. 22 Abs. 1 RPG eine Baubewilligung erforderlich ist, in den Geltungsbereich 
der Initiative. Jede Baubewilligung in der Schweiz dürfte nur noch durch die Bundesver-
sammlung (siehe dazu unten Ziff. 3.5.2) erlassen werden, vorausgesetzt für die Baute oder 
Anlage besteht aus bildungs- oder gesundheitspolitischer, natur- oder landschaftsschützeri-
scher Sicht gesamtschweizerisch ein dringendes Bedürfnis und die Nachhaltigkeit ist sicher-
gestellt.  

3.1.6 Fazit 

Das genannte Ergebnis ist unbefriedigend und kann dem wahren Sinn der Norm nicht ent-
sprechen. Aufgrund des politischen Umfelds und der Äusserungen des Präsidenten der Helve-
tia Nostra Franz Weber (vgl. dazu oben Ziff. 1.2), der exemplarischen Aufzählung von gewis-
sen Anlagentypen und der Abbildung eines Einkaufszentrums auf dem Unterschriftenbogen 
(Helvetia Nostra, 2006) wird indes klar, dass die Initiative insbesondere die Restriktion von 
grossflächigen Anlagen, wie der geplanten Niederlassung der Amgen bei Galmiz, die nach-
gewiesenermassen erhebliche negative Auswirkungen auf die Umwelt und auf den unverbau-
ten Boden mit sich bringen, bezweckt.  

Weitere Auslegungshilfe bietet der französische Wortlaut der Initiative der anstelle von in-
stallation (vgl. die französische Fassung von Art. 10a Abs. 2 USG) fälschlicherweise implan-
tation verwendet (FF 2006 4991). In der Gesetzgebung wird implantation mit Standort oder 
Ansiedlung übersetzt: die französische Fassung von Art. 44 KEG verwendet für Mitwirkung 
des Standortkantons Participation du canton d’implantation. Implantation kann auch über-
setzt werden mit Niederlassung oder Unternehmensniederlassung. Aufgrund der Tatsache, 
dass die Bundeskanzlei die Fassungen im Verfahren der Vorprüfung gemäss Art. 69 Abs. 3 
BPR auf Übereinstimmung geprüft und keine Korrekturen der Übersetzungen vorgenommen 
hat, muss davon ausgegangen, dass die Fassungen gleichwertig sind (Hangartner/Kley, 2000, 
Rz. 829). Die französische Fassung unterstützt die Auslegung der Initiative als «Galmiz-
Bestimmung», die auf grosse UVP-pflichtige Bauten und Anlagen fokussiert ist. Dasselbe gilt 
für die italienische Fassung, die implanti verwendet. 

Der von der Initiative verwendete Begriff der umwelt- und landschaftsbelastenden Anlage ist 
also stark auslegungsbedürftig und zudem unpräzise übersetzt. Er erfasst wie oben dargelegt – 
streng ausgelegt – auch kleinere Bauvorhaben, die nicht UVP-pflichtig sind. Verstanden wer-
den muss er nach dem Gesagten vernünftigerweise als Grossanlage, die UVP-pflichtig ist und 
einen gewissen Bodenverbrauch mit sich bringt (im Folgenden «grossflächige Anlage» ge-
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nannt). Trotz der exemplarischen nicht abschliessenden Aufzählung bedarf er der weiteren 
Konkretisierung durch den Gesetzgeber. Dieser muss insbesondere zur Gewährleistung einer 
gewissen Rechtssicherheit für die betroffenen Grund- und Anlageneigentümer Schwellenwer-
te erlassen, die in Analogie zum Anhang zur UVPV festlegen, aufgrund welcher quantitativer 
Merkmale eine Anlage in den Geltungsbereich der Regelung fällt.  

3.2 Anforderungen an die Erstellung und Erweiterung von 
umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen  

3.2.1 Bildungspolitische Anforderungen 

Um im wirtschaftlichen Wettbewerb zwischen den Ländern, der sich erstens als Standort-
wettbewerb und zweitens als Wettbewerb um gut ausgebildete Arbeitskräfte zeigt, bestehen 
zu können, ist das Vorhandensein einer qualifizierten Erwerbsbevölkerung einer der wichtigs-
ten Vorteile, die ein Land potentiellen Investoren bieten kann. Der Erhalt eines an internatio-
nalen Kriterien gemessenen, qualitativ hochstehenden Bildungswesens ist deshalb für das 
Bildungsland Schweiz (Universität Zürich, 2004) eine wichtige Voraussetzung, um im Stand-
ortwettbewerb um Investitionen und Arbeitsplätze bestehen zu können (BBl 2005 5498). Die 
Schweiz muss sich den Herausforderungen der Wissensgesellschaft und der wissensbasierten 
Wirtschaft stellen können (BBl 2002 2374). 

Nach Art. 61a BV über den Bildungsraum Schweiz sorgen deshalb Bund und Kantone ge-
meinsam im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für eine hohe Qualität und Durchlässigkeit des 
Bildungsraumes Schweiz. Diese Bestimmung stellt den neuen Bildungsrahmenartikel dar, der 
mit der umfassenden Revision der Bildungsartikel auf Verfassungsstufe (angenommen in der 
Volksabstimmung vom 21. Mai 2006) eingeführt wurde. Die hohe Qualität als Bildungsziel 
der Schweiz ist umfassend – organisatorisch wie inhaltlich – zu verstehen. Sie ist für jede Bil-
dungsstufe und für jeden Bildungsgang eigens zu bestimmen. Erreicht werden soll eine hohe 
Qualität sowohl bei der Aus- als auch bei der Weiterbildung. Ebenso umfassend zu verstehen 
ist das Ziel der Durchlässigkeit. Die unterschiedlichen Bildungssysteme der Schweiz sollen 
möglichst offen ausgestaltet sein. Dieses Ziel gilt innerhalb wie auch zwischen den verschie-
denen Bildungsstufen und Bildungsgängen. Es umfasst auch deren internationale Kompatibi-
lität und ist beispielsweise Grundlage und Verpflichtung für die Einführung der Bologna-
Reform. Aus Art. 61a BV ergeben sich aber auch weitere wichtige Bildungsziele wie die Ga-
rantie der Chancengleichheit, die Wahrung der kulturellen Vielfalt oder Sinn und Zweck der 
Bildung (BBl 2005 5519).  
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Gemäss Art. 62 Abs. 1 BV sind die Kantone für das gesamte Schulwesen zuständig. Diese 
Grundkompetenz umfasst alle Bildungsstufen, von der Vorschule über die Grund- oder 
Volksschule und die Hochschule bis zur Weiterbildung (Schmid/Schott, 2002, Rz. 3). Die 
Kantone sind verpflichtet, einen ausreichenden, allen Kindern offenstehenden Grundschulun-
terricht bereitzustellen. Dieser ist obligatorisch und untersteht staatlicher Leitung oder Auf-
sicht. An öffentlichen Schulen ist er unentgeltlich (Art. 62 Abs. 2 BV). Diese Vorgaben bein-
halten nicht nur eine Aufgabenzuweisung, sondern verfügen in Verbindung mit Art. 19 BV, 
der festlegt, dass der Anspruch auf ausreichenden und unentgeltlichen Grundschulunterricht 
gewährleistet ist, über einen justiziablen, individualrechtlichen Gehalt (Schmid/Schott, 2002, 
Rz. 15). Weitere wichtige Bildungsziele sind die Förderung eines breiten und durchlässigen 
Angebots im Bereich der Berufsbildung (Art. 63 Abs. 2 BV) sowie die von Bund und Kanto-
nen gemeinsam zu verfolgende Koordination und Gewährleistung der Qualitätssicherung im 
schweizerischen Hochschulwesen (Art. 63a Abs. 3 BV). Gemäss Art. 63a Abs. 1 hat der 
Bund den Auftrag, die Eidgenössischen Technischen Hochschulen zu betreiben. 

Umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen, die im Sinne der Initiative aus bildungspoliti-
scher Sicht notwendig sind, sind daher insbesondere die Grundschulhäuser, aber auch sämtli-
che für die Organisation und die Durchführung der übrigen Stufen der Aus- und Weiterbil-
dung notwenigen Bauten unter Einschluss der entsprechenden Erschliessungsanlagen. Eben-
falls notwendig sind aus bildungspolitischer Sicht Forschungsstätten: Bildung und Forschung 
bedingen sich gegenseitig und dienen beide der Wissensgesellschaft (BBl 2002 2381). 

3.2.2 Gesundheitspolitische Anforderungen 

Der Bund trifft gemäss Art. 118 Abs. 1 BV im Rahmen seiner Zuständigkeiten Massnahmen 
zum Schutz der Gesundheit. Dabei geht es um den Schutz von Mensch und Tier, wobei die 
Gesundheit des Menschen im Vordergrund steht. Im Unterschied zu Art. 74 BV, der den 
Menschen vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen, den mittelbaren Beeinträchtigungen 
durch Luftverunreinigungen, Lärm, Abfälle o.ä. schützt, betrifft Art. 118 BV den unmittelba-
ren Schutz vor Beeinträchtigungen. Das Gesundheitswesen ist ein Bereich, der weitgehend in 
die Zuständigkeit der Kantone fällt (Mader, 2002, Rz. 2 und 4). Die Kompetenzen des Bun-
des begrenzen sich auf die Gesetzgebungskompetenzen in den in Art. 118 Abs. 2 BV ab-
schliessend aufgezählten Bereichen (Umgang mit bestimmten Waren, insbesondere den 
Heilmitteln, Betäubungsmitteln und Chemikalien; Bekämpfung gefährlicher Krankheiten, 
insbesondere der seuchenartigen Krankheiten; Schutz vor nichtionisierenden Strahlen). 
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Der Bund kann im Gegensatz zu den Kantonen keine umfassende Gesundheitspolitik betrei-
ben (Achtermann/Berset, 2006, Band I, S. 12). Die föderalistische Organisation ist denn auch 
ein wichtiges Merkmal der schweizerischen Gesundheitspolitik (Achtermann/Berset, 2006, 
Band I, S. 29). Zuständig für die Gesundheitspolitik sind die Kantone. Sie haben den Auftrag, 
im Bereich der Gesundheitsförderung und Krankheitsprävention Massnahmen zu ergreifen 
sowie die medizinische Versorgung, Pflege und Rehabilitation sicherzustellen. Die Gemein-
den haben eine ergänzende Funktion und stellen gemeindenahe Versorgungseinrichtungen zur 
Verfügung (Bezirksspitäler, Pflegeheime, Seniorenheime, spitalexterne Pflege, schulärztli-
cher Dienst, weitere Präventions- und Gesundheitsförderungsmassnahmen; Achter-
mann/Berset, 2006, Band I, S. 32). Die Gesundheitslandschaft in der Schweiz wird daher von 
26 kantonalen Gesundheitspolitiken sowie von einer sich parallel dazu entwickelnden Bun-
despolitik geprägt (Achtermann/Berset, 2006, Band I, S. 30). Gemeinsam ist den verschiede-
nen kantonalen Gesundheitspolitiken das Ziel der Sicherstellung einer qualitativ hochstehen-
den Grundversorgung. Die meisten Kantone verfolgen zudem eine zukunftgerichtete Politik 
der Gesundheitsförderung und Prävention. Als Beispiel anstelle vieler sei das gesundheitspo-
litische Leitziel des Kanton Bern genannt: Kanton und Gemeinden schützen und fördern die 
Gesundheit. Sie sorgen für eine ausreichende und wirtschaftlich tragbare medizinische und 
pflegerische Versorgung der Bevölkerung und stellen die dafür notwendigen Einrichtungen 
bereit (Art. 41 Abs. 1 KV BE). 

Umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen, die im Sinne der Initiative aus gesundheitspoli-
tischer Sicht notwendig sein könnten, sind daher die zur Verfolgung der kantonalen Ziele er-
forderlichen Einrichtungen, insbesondere zur Sicherstellung einer medizinischen Grundver-
sorgung inklusive der entsprechenden Erschliessungsanlagen. 

3.2.3 Naturschützerische Anforderungen 

Der Bund hat im Bereich des botanischen und zoologischen Naturschutzes eine umfassende 
Zuständigkeit (Trösch, 2002, Rz. 10). Er erlässt gemäss Art. 78 Abs. 4 BV Vorschriften zum 
Schutz der Tier- und Pflanzenwelt und zur Erhaltung ihrer Lebensräume in der natürlichen 
Vielfalt. Weiter schützt er bedrohte Arten vor Ausrottung. Dabei gilt für Moore und Moor-
landschaften von besonderer Schönheit und gesamtschweizerischer Bedeutung gemäss Art. 
78 Abs. 4 BV ein absoluter Schutz (Trösch, 2002, Rz. 12). Er ist diesem Auftrag mit den Art. 
18 ff. NHG nachgekommen. Das Naturschutzkonzept des Natur- und Heimatschutzgesetzes 
basiert auf der Erkenntnis, dass der Schutz von Tier- und Pflanzenarten nicht allein durch den 
Schutz ihrer Populationen (Artenschutz), sondern nur durch den gleichzeitigen Schutz ihrer 
Lebensräume (Biotopschutz) erreicht werden kann (Rohrer, 1997, Rz. 17). Der Grundsatzar-
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tikel zum Biotopschutz ist Art. 18 NHG. Er zählt beispielhaft auf, welche Gebiete als Biotope 
Schutz verdienen und legt fest, unter welchen Umständen sowie unter welchen Ersatzpflich-
ten von ihrem vollständigen Schutz abgewichen werden kann (Art. 18 Abs. 1bis). Art. 18a ff. 
NHG betreffend die Biotope von nationaler Bedeutung ist die Grundlage für eine Reihe von 
Biotopschutzinventaren in Form von Bundesratsverordnungen, welche die Perimeter der ge-
schützten Gebiete und die Schutzziele bestimmen (Fahrländer, 1997, Rz. 6). 

Schutz nach den genannten Vorschriften bedeutet Abwehr von Einwirkungen, die das Errei-
chen eines bestimmten Schutzziels vereiteln oder behindern können. Das Schutzziel kann ab-
er nebst der Erhaltung auch in der Schonung, Pflege oder Gestaltung eines Objekts bestehen 
(Rohrer, 1997, Rz. 11 und 14). Beispielsweise beinhaltet es im Fall der Flachmoore auch 
Pflegemassnahmen: Die Verbuschung von Flachmooren muss gemäss Art. 5 Abs. 2 Bst. i 
Flachmoorverordnung durch regelmässige Schnitte verhindert werden. Die vorliegend inte-
ressierenden grossflächigen Anlagen sind indessen in Biotopen von nationaler Bedeutung 
grundsätzlich nicht zulässig (Fahrländer, 1997, Rz. 59). In Biotopen von regionaler und loka-
ler Bedeutung sind sie nur zulässig, wenn sich die Beeinträchtigung unter Abwägung aller In-
teressen nicht vermeiden lässt (Maurer, 1997, Rz. 24). Ausnahmsweise kann das Schutzziel 
einer Aue von nationaler Bedeutung zum Zweck der Wiederherstellung der natürlichen Ge-
wässerdynamik gemäss Art. 8 Auenverordnung zwar bauliche Eingriffe, aber nie die Erstel-
lung oder Erweiterung grossflächiger Anlagen erfordern. Daraus folgt, dass ein eigentliches 
Naturschutzinteresse am Bau grossflächiger Anlagen per se nicht bestehen kann.  

3.2.4 Landschaftsschützerische Anforderungen 

Relevant für den Landschaftsschutz ist Art. 78 Abs. 2 BV über den Naturschutz, den Heimat-
schutz und die Denkmalpflege bei der Erfüllung von Bundesaufgaben. Diese Bestimmung 
begründet keine Kompetenz des Bundes gegenüber den Kantonen. In Bezug auf die Art der 
Erfüllung der eigenen Aufgaben ergibt sich eine solche von selbst. Der Bund ist indes an-
gehalten, bei der Erfüllung seiner eigenen Aufgaben Landschaften, Ortsbilder, geschichtliche 
Stätten sowie Natur- und Kulturdenkmäler zu schonen (Zufferey, 1997, Rz. 49). Die Bestim-
mung beinhaltet eine Selbstbindung des Bundes. Konkretisiert werden die Pflichten des Bun-
des in Art. 2 ff. NHG. Ähnlich dem Grundsatzartikel 18 NHG über den Biotopschutz legt Art. 
3 NHG eine allgemeine Schonpflicht fest. Art. 5 Abs. 1 NHG beauftragt den Bundesrat, In-
ventare von Objekten mit nationaler Bedeutung auszuscheiden (vgl. dazu oben Ziff. 3.1.4).  

Für den Landschaftsschutz nach dem NHG und dem entsprechenden Verfassungsartikel, das 
heisst den «Schutz des Landschaftsbildes im engeren Sinn (Aussichtslagen, Ansichten), der 
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traditionellen Kulturlandschaften, der Naturdenkmäler und der räumlich ausgedehnten natur-
nahen Landschaften» (Rohrer, 1997, Rz. 29), gilt grundsätzlich dasselbe wie für den Natur-
schutz: Schutz bedeutet Abwehr von Einwirkungen, die das Erreichen eines bestimmten 
Schutzziels vereiteln oder behindern können. Zwar kann die Erhaltung der typischen Eigen-
schaften einer Kulturlandschaft auch aktive Eingriffe erfordern (Rohrer, 1997, Rz. 14). Art. 
23d NHG lässt beispielsweise in den Moorlandschaften Infrastrukturanlagen unter bestimm-
ten Voraussetzungen (Abs. 2) und wenn sie der Erhaltung der für die Moorlandschaften typi-
schen Eigenheiten nicht widersprechen (Abs. 1) zu. Grossflächige Anlagen im Sinn der Initia-
tive sind davon indes nicht erfasst. Deshalb gilt auch für den Landschaftsschutz, dass kein In-
teresse am Bau von umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen besteht.  

Geradezu paradox erscheint das aus landschaftsschützerischer Sicht erforderliche Bedürfnis, 
setzt man Landschaftsschutz gleich mit Interesse am Erhalt des nicht überbauten Gebiets (vgl. 
dazu oben Ziff. 3.1.4): An der Erstellung einer bodenverbrauchenden Anlage kann aus Inte-
resse am Erhalt des unverbauten Bodens nie ein Bedürfnis bestehen.  

3.2.5 Gesamtschweizerisch 

Die Bundesverfassung verwendet den Begriff gesamtschweizerisch insgesamt fünfmal. Als 
Beispiele seien hier Art. 69 Abs. 2 BV, wonach der Bund kulturelle Bestrebungen von ge-
samtschweizerischem Interesse unterstützen kann, und Art. 78 Abs. 2 BV, wonach der Bund 
Bestrebungen des Natur- und Heimatschutzes unterstützen und Objekte von gesamtschweize-
rischer Bedeutung vertraglich oder durch Enteignung erwerben oder sichern kann, genannt. 
Der Begriff bezieht sich jeweils auf ein Substantiv, hier Interesse bzw. Bedeutung, und wird 
als Adjektiv gebraucht. Dies im Unterschied zur von den Initianten gewählten Formulierung 
«(...) wenn (...) gesamtschweizerisch ein dringendes Bedürfnis besteht (...)», die gesamt-
schweizerisch zum Verb besteht in Bezug setzt und als Adverb verwendet. Als Adverb wird 
gesamtschweizerisch auf Verfassungsstufe nicht verwendet. Die Bundesgesetzgebung kennt 
eine adverbiale Verwendung beispielsweise in Art. 5 Abs. 6 JSG, wonach der Bundesrat nach 
Anhören der Kantone die Liste der jagdbaren Arten gesamtschweizerisch beschränken kann, 
wenn es zur Erhaltung bedrohter Arten notwendig ist. Ein weiteres Beispiel ist Art. 14 Abs. 2 
Bst. e FHSG, der regelt, dass eine Genehmigung zur Errichtung einer Fachhochschule erteilt 
wird, sofern der Nachweis erbracht wird, dass die Fachhochschule die Arbeitsteilung und Zu-
sammenarbeit unter den Fachhochschulen und universitären Hochschulen gesamtschweize-
risch und regional gewährleistet. 
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Die zwei Begriffsverwendungen sind nicht deckungsgleich. Im Fall der Verwendung als Ad-
jektiv bedeutet gesamtschweizerisch soviel wie national oder für die ganze Schweiz geltend 
und dient gemeinhin der Qualifizierung der Bedeutung einer Sache. In Art. 78 Abs. 2 BV 
drückt gesamtschweizerisch beispielsweise aus, dass der Bund nur Objekte durch Enteignung 
erwerben kann, die für die ganze Schweiz von Bedeutung sind, etwa aufgrund ihrer Einzigar-
tigkeit, nicht aber Objekte von regionaler oder lokaler Bedeutung. Wird gesamtschweizerisch 
als Adverb verwendet bedeutet es auf dem gesamten Schweizer Territorium geltend und hat 
eine starke räumliche Komponente. Art. 5 Abs. 6 JSG beispielsweise regelt, dass der Bundes-
rat nach Anhören der Kantone die Liste der jagdbaren Arten nur für das gesamte Schweizer 
Territorium beschränken kann, wohingegen die teilgebietsweise Einschränkung nach Art. 5 
Abs. 4 JSG den Kantonen vorbehalten ist.  

Das im Sinne der Initiative erforderliche dringende Bedürfnis muss deshalb auf dem gesam-
ten Schweizer Territorium bestehen. Dieses Erfordernis kann eine einzelne Anlage allenfalls 
erfüllen, wenn sie von eminent hohem nationalem Interesse ist, wie etwa das Bundeshaus. Da 
die Initiative den Plural von Anlage verwendet und exemplarisch Anlagentypen aufzählt, er-
gibt sich jedoch zusätzlich die Auslegungsmöglichkeit, auf den Anlagentyp abzustellen. Für 
Nationalstrassen besteht beispielsweise gesamtschweizerisch ein Bedürfnis. Dieses existiert 
nicht nur in einer Landesgegend und ist im übertragenen Sinn von nationaler Bedeutung, son-
dern manifestiert sich auf der ganzen Fläche der Schweiz.  

Der deutsche Initiativwortlaut steht damit im Widerspruch zur französischen Fassung, die ein 
besoin urgent de la politique nationale verlangt. Er verlangt nicht nur ein abstraktes nationa-
les, sondern ein auf dem gesamten Schweizer Territorium tatsächlich bestehendes Bedürfnis 
und stellt damit höhere Anforderungen. Da auch diese Passage im Verfahren der Vorprüfung 
durch die Bundeskanzlei (vgl. dazu oben Ziff. 3.1.6) keine Korrektur erfahren hat und die 
Fassungen gemäss Art. 14 Abs. 1 PublG in gleicher Weise verbindlich sind, ist in casu die 
Auslegung zu wählen, die der einheitlichen Umsetzung näher kommt. Das im Sinne der Initi-
ative erforderliche dringende Bedürfnis muss also für den Anlagentyp auf dem gesamten 
Schweizer Territorium bestehen.  

3.2.6 Dringendes Bedürfnis 

Der Ausdruck wird in der Bundesgesetzgebung unter anderem in Art. 24 Abs. 3 ArG verwen-
det, der zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Bewilligungsvoraussetzungen 
für den ununterbrochenen Betrieb aufstellt. Danach wird der vorübergehende ununterbroche-
ne Betrieb bewilligt, wenn ein dringendes Bedürfnis nachgewiesen wird. Art. 27 ArGV 1 
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konkretisiert dieses Erfordernis. Im Sinne dieser Bestimmung beinhaltet das für die Erstel-
lung und die Erweiterung von umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen notwendige drin-
gende Bedürfnis Komponenten der hohen Wichtigkeit, der Kurzfristigkeit und der zeitlichen 
Unaufschiebbarkeit. Es ergibt sich aufgrund der öffentlichen Sicherheit oder aufgrund eines 
Anlasses der kulturellen, gesellschaftlichen oder sportlichen Art.  

3.2.7 Sicherstellung der Nachhaltigkeit 

Umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen dürfen nach der Initiative nur erstellt oder erwei-
tert werden, wenn die Nachhaltigkeit sichergestellt ist. Die Förderung der nachhaltigen Ent-
wicklung gehört gemäss Art. 2 Abs. 2 BV zu den Zwecken der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft. Die Bundesverfassung definiert die Nachhaltigkeit in Art. 73 BV wie folgt: Bund 
und Kantone streben ein auf Dauer ausgewogenes Verhältnis zwischen der Natur und ihrer 
Erneuerungsfähigkeit einerseits und ihrer Beanspruchung durch den Menschen anderseits an.  

Ursprünglich stammt der Begriff aus der Forstwirtschaft. Er bezeichnete die Bewirtschaf-
tungsweise eines Waldes, bei welcher immer nur so viel Holz entnommen wird, wie nach-
wachsen kann, so dass der Wald nie ganz abgeholzt wird, sondern sich immer wieder regene-
rieren kann. Die Weltkommission für Umwelt und Entwicklung definierte 1987 Nachhaltig-
keit in ihrem viel zitierten Brundtland-Bericht wie folgt: «Entwicklung zukunftsfähig zu ma-
chen, heißt, dass die gegenwärtige Generation ihre Bedürfnisse befriedigt, ohne die Fähigkeit 
der zukünftigen Generation zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse befriedigen zu können». 
International verankert ist der Begriff seit der Konferenz der Vereinigten Nationen 1992 in 
Rio. Er schliesst neben den natürlichen Lebensgrundlagen sowie deren Erneuerbarkeit auch 
die sozialen und ökonomischen Aspekte ein und «strebt eine Entwicklung an, die alle drei 
Bereiche langfristig in Einklang bringt» (Haller/Karlen, 1999, Rz. 69). 

Mit Art. 73 BV wird das ökologische Prinzip der Nachhaltigkeit in den Vordergrund gerückt 
(Haller/Karlen, 1999, Rz. 70). Der Mensch soll sich im Rahmen seiner Nutzung der natürli-
chen Ressourcen an der Erneuerungsfähigkeit der Natur orientieren (Vallender/Morell, 2002, 
Rz. 17). Direkt anwendbar ist Art. 73 BV nicht. Weder begründet er unmittelbare Rechtsan-
sprüche des Einzelnen (Haller/Karlen, 1999, Rz. 70), noch ist er auf den Einzelfall anwend-
bar, da er keinen subsumptionsfähigen Tatbestand darstellt (Vallender/Morell, 2002, Rz. 26). 
Die Bestimmung ist indes behördenverbindlich. Bund und Kantone sind beauftragt, sie im 
Rahmen ihrer Gesetzgebungstätigkeit und bei der Planung und Konkretisierung unbestimmter 
Normen umzusetzen (Haller/Karlen, 1999, Rz. 70). Ein Umsetzungsbeispiel sind die Regio-
nalen Naturpärke, deren Subventionierung das Parlament am 6. Oktober 2006 mit einer Revi-
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sion des NHG beschlossen hat, die gemäss Art. 23g (neu) des Revisionsentwurfs vom 6. Ok-
tober 2006 zum NHG (Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament, 2007) nebst der 
Erhaltung und der Aufwertung der Qualität von Natur und Landschaft die Förderung der 
nachhaltig betriebenen Wirtschaft zum Ziel haben. 

In Bezug auf die Umsetzung der vorliegend für die Erstellung und die Erweiterung von um-
welt- und landschaftsbelastenden Anlagen erforderlichen Nachhaltigkeit stellt sich die Frage 
nach den Kriterien: aufgrund welcher Indikatoren ist zu beurteilen, ob die Nachhaltigkeit si-
chergestellt ist? Das Indikatorensystem MONET (Monitoring der Nachhaltigen Entwicklung) 
des Bundes ermöglicht mit seinen über 100 Indikatoren eine regelmässige Berichterstattung 
über die Nachhaltige Entwicklung in der Schweiz (IDANE/ARE, 2007, S. 47). Diese Indika-
toren sind indes, da sie die Entwicklung der Schweiz als ganzes betreffen, nicht anwendbar 
für einzelne Anlagen. Zwar sind weitere Indikatorensysteme bekannt – beispielsweise der ök-
ologische Fussabdruck –, für den Bereich Bauten und Anlagen nennt das Bundesamt für Sta-
tistik indes kein Indikatorensystem (BFS, 2007). Immerhin hat der Schweizerische Ingenieur- 
und Architektenverein mit der Empfehlung SIA 112/1, Nachhaltiges Bauen – Hochbau, ein 
System mit 11 Kriterien entwickelt (Zürich, 2004), das für die Beurteilung herangezogen 
werden könnte.  

3.2.8 Fazit 

Insgesamt ergibt sich, dass die Initiative die Erstellung und die Erweiterung von grossflächi-
gen Anlagen massiv erschwert. Zugelassen sind faktisch nur noch Anlagen, für die aus bil-
dungs- oder gesundheitspolitischer Sicht ein wichtiges und zeitlich unaufschiebbares Bedürf-
nis besteht. Das sind insbesondere Spitäler, die der medizinischen Grundversorgung dienen, 
sowie Schulhäuser und Universitäten, alle einschliesslich der für den Betrieb erforderlichen 
Nebeninfrastruktur, wie den Erschliessungsanlagen.  

Für den Nachweis der Sicherstellung der Nachhaltigkeit wäre eine Konkretisierung durch den 
Gesetzgeber erforderlich. Angesichts der erwähnten möglichen Anlagentypen ist indes die 
Verwendung des Nachhaltigkeitsbegriffs durch die Initiative reine Makulatur: Die Einhaltung 
der strengen Voraussetzungen gewährleistet bereits eine sehr ökologische Art der Nachhal-
tigkeit und es besteht weiter kein Spielraum, um dem Anspruch des auf Dauer ausgewogenen 
Verhältnisses zwischen der Natur und ihrer Erneuerungsfähigkeit einerseits und ihrer Bean-
spruchung durch den Menschen andererseits (Art. 73 BV) gerecht zu werden.  
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Sämtliche aus bildungs- oder gesundheitspolitischer Sicht nicht notwendigen grossflächigen 
Anlagen dürfen weder erstellt noch erweitert werden. Das sind also alle UVP-pflichtigen und 
einen gewissen Bodenverbrauch mit sich bringenden Anlagen aus den Bereichen Verkehr, 
Energie, Wasserbau, Entsorgung, Militär, Sport, Tourismus und Freizeit sowie Industrie (vgl. 
Anhang zur UVPV). Ausgenommen hiervon sind Anlagen, die direkt der Erschliessung von 
aus bildungs- oder gesundheitspolitischer Sicht notwendigen Anlagen dienen.  

Die Voraussetzungen sind teilweise unsinnig oder widersprüchlich:  

• aus bildungs- und gesundheitspolitischer Sicht sind Anlagen im Sinn der Initiative 
selten erforderlich;  

• aus natur- oder landschaftsschützerischer Sicht sind sie praktisch nie erforderlich; 

• gesamtschweizerisch im Sinn von «auf dem gesamten Schweizer Territorium gel-
tend» wird sprachlich nicht richtig verwendet. Sinnvoller wäre in Anlehnung an die 
französische Fassung die Verwendung als Adjektiv: «(...) wenn (...) ein dringendes 
gesamtschweizerisches Bedürfnis besteht (...)». 

3.3 Festlegung durch das Gesetz 

Die Initiative verlangt, dass die Festlegung der Standorte und der Ausmasse von umwelt- und 
landschaftsbelastenden Anlagen mit allgemeinverbindlichen Plänen durch das Gesetz erfolgt.  

Gesetze sind gemäss Art. 22 Abs. 4 ParlG rechtsetzende Normen, die in unmittelbar verbind-
licher und generell-abstrakter Weise Pflichten auferlegen, Rechte verleihen oder Zuständig-
keiten festlegen (Tschannen/Zimmerli, 2005, S. 85). Entscheidend sind die Attribute generell 
und abstrakt. Generell betrifft den persönlichen Geltungsbereich und bedeutet, dass die Rege-
lung auf einen unbestimmt grossen Personenkreis anwendbar ist. Abstrakt betrifft den sachli-
chen Geltungsbereich und drückt aus, dass die Regelung auf eine unbestimmte Vielzahl von 
Sachverhalten anwendbar ist (Tschannen/Zimmerli, 2005, S. 85). Gesetze werden im Verfah-
ren der Gesetzgebung durch das Parlament erlassen (Häfelin/Müller/Uhlmann, 2006, Rz. 
105); auf der Stufe Bund ist das Ergebnis des parlamentarischen Verfahrens ein Bundesgesetz 
gemäss Art. 164 BV. Es untersteht nach Art. 141 BV dem fakultativen Referendum. Kein Ge-
setze stellen die weiteren Erlassformen der Bundesversammlung nach Art. 163 BV dar (Par-
lamentsverordnung und Bundesbeschluss). Die kantonalen Gesetze sind in der Regel gemäss 
den jeweils anwendbaren kantonalen Verfassungsbestimmungen ebenfalls referendumspflich-
tig (Tschannen/Zimmerli, 2005, S. 85). 
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Die Unterscheidung zwischen Gesetzen im formellen und im materiellen Sinn, die darauf ab-
stellt, in welchem Verfahren die generell-abstrakten Normen zustande gekommen sind, ent-
spricht nicht mehr der Terminologie der Bundesverfassung (Häfelin/Müller/Uhlmann, 2006, 
Rz. 105a).  

Wie die Initiative schreiben auf Stufe Bund zahlreiche Verfassungsbestimmungen in verbind-
licher Weise eine Regelung durch das Gesetz vor. Diese Bestimmungen gehen der allgemei-
nen Aufzählung von Art. 164 Abs. 1 vor (vgl. Sutter-Somm, 2002, Art. 164, Rz. 20). Ihr 
Zweck ist nicht die Kompetenzzuweisung an den Bund, sondern der Gesetzesvorbehalt 
(Bigler-Eggenberger, 2002, Rz. 103): Die Regelung soll zum einen durch das Parlament und 
zum anderen in einem referendumspflichtigen Gesetz erfolgen.  

Zu untersuchen ist im Folgenden, ob die Initiative eine Festlegung durch das Bundesgesetz 
verlangt oder ob auch ein kantonales Gesetz genügen würde. 

Wenn die Bundesverfassung die Gesetzesform vorbehält, muss jeweils aus dem Zusammen-
hang der der Bestimmung zugrunde liegenden Kompetenzregelung geschlossen werden, ob 
ausschliesslich das Bundesgesetz genügt. Das 1. Kapitel des 2. Titels der Bundesverfassung 
regelt die Grundrechte, die absolut gelten und in der ganzen Rechtsordnung zur Geltung 
kommen müssen (Art. 35 Abs. 1 BV). Der Gesetzesvorbehalt für Grundrechtseinschränkun-
gen in Art. 36 Abs. 1 BV oder der Auftrag an den Gesetzgeber in Art. 8 BV, Massnahmen zur 
Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten vorzusehen, lassen beispielsweise alter-
nativ zum Bundesgesetz ein kantonales Gesetz genügen (vgl. Bigler-Eggenberger, 2002, Rz. 
102). Das 2. Kapitel des 3. Titels der Bundesverfassung regelt die Zuständigkeiten. Die Mili-
tärgesetzgebung ist gemäss Art. 60 Abs. 1 BV Sache des Bundes. Es besteht also eine aus-
schliessliche Bundeskompetenz. Für Art. 59 Abs. 1 BV, der verlangt, dass das Gesetz einen 
zivilen Ersatzdienst vorsieht, genügt deshalb beispielsweise nur das Bundesgesetz, nämlich 
das ZDG. 

Ein neuer Art. 75 Abs. 4 Satz 2 BV, wonach das Gesetz mit allgemeinverbindlichen Plänen 
die Standorte und die Ausmasse der umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen festlegt, 
muss deshalb zusammen mit dem ersten Absatz ausgelegt werden. Nach Art. 75 Abs. 1 BV 
legt der Bund Grundsätze der Raumplanung fest. Diese Festlegung erfolgt durch das RPG. Da 
die gesamte Rechtsetzungskompetenz aber von Bund und Kantonen gemeinsam wahrge-
nommen wird (Ruch, 1998, Rz. 21), geht aus der Bestimmung implizit hervor, dass auch kan-
tonale Gesetze existieren. Aus Abs. 1 kann daher kein definitiver Schluss gezogen werden. 
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Da die Grundsatzfestlegung durch den Bund explizit genannt wird, liegt das Bundesgesetz je-
doch näher.  

Dafür, dass diese Auslegung die von den Initianten gewollte ist, spricht auch die Formulie-
rung der Übergangsbestimmung, die den Gesetzgebungsauftrag für den Fall, dass «die ent-
sprechende Gesetzgebung» nicht innerhalb von zwei Jahren nach Annahme der Initiative in 
Kraft tritt, subsidiär an den Bundesrat delegiert. Es sind zwei Arten von Gesetzesdelegationen 
zu unterscheiden: Einerseits die Delegation vom übergeordneten zum untergeordneten Ge-
meinwesen, also beispielsweise vom Bund an die Kantone, und andererseits die Delegation 
vom Gesetzgeber an den Verordnungsgeber. Letztere ist nur innerhalb des gegebenen Kom-
petenzrahmens möglich, also vom Bundesparlament an den Bundesrat oder vom kantonalen 
Parlament an den Regierungsrat (Häfelin/Müller/Uhlmann, 2006, Rz. 404 ff.), nicht aber vom 
kantonalen Gesetzgeber an die Exekutive des Bundes. Vorliegend muss deshalb davon aus-
gegangen werden, dass die Initiative ein Bundesgesetz im Sinn von Art. 164 BV verlangt. 

Dafür spricht auch der der Initiative zugrunde liegende klare Wille der Initianten. Im Rahmen 
eines Interviews im Vorfeld der Lancierung der Initiative beantwortet Franz Weber die Frage, 
ob der Bau von Shoppingzentren zukünftig nicht mehr möglich sein wird, wie folgt: «Nur, 
wenn es im Interesse des Landes ist. Wir müssen eidgenössisch denken, nicht jede Gemeinde 
für sich. Der Bund kann sagen, wo gebaut werden darf» (Burger, 13. Mai 2006). Die Initiati-
ve bezweckt nach Meinung der Initianten weiter, «dem Bund mehr Durchsetzungskraft in 
wichtigen raumplanerischen Fragen zu verleihen» (Weber, 2007). 

3.4 Festlegung der Standorte und Ausmasse mit 
allgemeinverbindlichen Plänen 

3.4.1 Standorte und Ausmasse  

Der Begriff Standort wird vom RPG in Art. 24 Bst. a RPG verwendet, wonach Ausnahmebe-
willigungen für Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen nur erteilt werden können, falls 
der Zweck der Bauten und Anlagen einen Standort ausserhalb der Bauzonen erfordert. Die 
Bestimmung legt die Voraussetzungen fest für eine Ausnahmebewilligung, welche die Rechte 
und Pflichten für einen bestimmten Gesuchsteller mit Blick auf ein konkretes Bauvorhaben 
regelt (Tschannen/Zimmerli, 2005, S. 215). Das heisst Standort im Sinn des RPG meint im-
mer einen räumlich bestimmten Ort.  
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Die Ausmasse einer Anlage sind nach allgemeinem Sprachgebrauch die Grössenangaben, al-
so ihre Länge, Höhe und Tiefe. Der französische Initiativtext verwendet la taille, also die 
Grösse. Die Regelung der maximalen Ausmasse von Bauten und Anlagen erfolgt in der Regel 
im Rahmen von allgemeinen Bauvorschriften durch die kommunalen Baureglemente (vgl. 
z.B. Art. 69 Abs. 2 Bst. a BSG) und durch die Differenzierung nach verschiedenen Bauzo-
nentypen (Gilgen, 2001, S. 108). 

Die Initiative verlangt also die Festlegung der konkreten, räumlich bestimmten Anlagen-
standorte und der maximalen Anlagelängen, -höhen und -tiefen. 

3.4.2 Festlegung mit allgemeinverbindlichen Plänen 

Der Bund verfügt für die Planung der raumwirksamen Aufgaben in den Bereichen seiner 
Sachzuständigkeiten über eigene Planungsinstrumente. Er erstellt gemäss Art. 13 Abs. 1 RPG 
die nötigen Konzepte und Sachpläne. Der Sachplan macht neben Zielvorgaben und generellen 
Anweisungen zwar auch räumlich und zeitlich konkrete Aussagen (Art. 14 Abs. 3 RPV) 
(Waldmann/Hänni, 2006, Art. 13, Rz. 15). Er ist aber nur für die Behörden verbindlich (Art. 
22 Abs. 1 RPV) und nicht für die Grundeigentümer (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 13, Rz. 
21).  

Der Plan, der Zweck, Ort und Mass der Bodennutzung allgemeinverbindlich festlegt, ist der 
Nutzungsplan nach Art. 14 RPG (Häfelin/Müller/Uhlmann, 2006, Rz. 936). Er weist dabei 
den Flächen des Planungsgebiets parzellenscharf Bau-, Landwirtschafts- und Schutzzonen 
(Art. 14 Abs. 2 RPG) zu (Gilgen, 2001, S. 76). Der Nutzungsplan entspricht dem von der Ini-
tiative geforderten Plan insofern, als er als Bauzone nach Art. 15 RPG zum einen nebst dem 
Zweck der Anlage Bauweise, Gebäudeart, Gebäudehöhe, Geschosszahl, Gebäudelänge, Ab-
stände, Dichte, Gestaltung und Störintensität (Gilgen, 2001, S. 108) festlegt und diese Festle-
gung zum anderen mit allgemeinverbindlicher und damit grundeigentümerverbindlicher Wir-
kung vornimmt (Häfelin/Müller/Uhlmann, 2006, Rz. 750). Er kann die Ausmasse von um-
welt- und landschaftsbelastenden Anlagen mit allgemeinverbindlicher Wirkung festlegen.  

Die Festlegung der genauen Standorte dieser Anlagen ist mit einem Rahmennutzungsplan in-
des nicht möglich: Dieser ordnet die zulässige Nutzung des Bodens in der Regel für eine gan-
ze Gemeinde. Er umfasst dabei nebst den Zonenplänen für die Siedlung auch die Zonenpläne 
für die Landschaft (das gesamte restliche Gemeindegebiet, insbesondere die Bereiche ausser-
halb der Bauzonen) sowie das zugehörige Baureglement (Gilgen, 2001, S. 76). In diesem 
Sinn stellt er «die allgemeine Grundordnung für die Bodennutzung auf» (Waldmann/Hänni, 
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2006, Art. 14, Rz. 12). Für die Regelung eines definierten einzelnen Sachbereichs wird der 
Sondernutzungsplan eingesetzt (Gilgen, 2001, S. 76). Eine Unterart des Sondernutzungsplans 
ist der so genannte projektbezogene Spezialplan, der nicht zonenkonforme Bauvorhaben re-
gelt, die Raum und Umwelt besonders belasten (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 14, Rz. 13). 
Dabei handelt es sich um grössere öffentliche und private Vorhaben, wie touristische Anlagen 
oder Industrie- und Gewerbegrossanlagen (Gilgen, 2001, S. 76). Bauten und Anlagen, die der 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, werden verschiedentlich generell der Sondernut-
zungsplanpflicht unterstellt (Gilgen, 2001, S. 212). Diese Art des Sondernutzungsplans ver-
mag durch die Regelung der Baubereiche und Baufelder (Gilgen, 2001, S. 216) auch den ge-
nauen Standort einer Anlage festzulegen. 

Die allgemeinverbindliche Festlegung der Standorte und der Ausmasse von umwelt- und 
landschaftsbelastenden Anlagen mit Plänen, wie sie die Initiative verlangt, muss also mittels 
speziellen projektbezogenen Sondernutzungsplänen erfolgen. 

3.4.3 Schwellenwerte für umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen 

Festgelegt werden muss nicht nur, welche Standorte und Ausmasse für diejenigen umwelt- 
und landschaftsbelastenden Anlagen gelten, die tatsächlich erstellt oder erweitert werden dür-
fen, sondern auch, welche Schwellenwerte für die Beurteilung gelten, ob eine Anlage um-
welt- und landschaftsbelastend im Sinne der Initiative ist (vgl. dazu oben Ziff. 3.1.6). Für die 
Beurteilung der Umweltbelastung können die im Anhang zur UVPV verwendeten Grössen-
merkmale analog verwendet werden (z.B. Deponievolumen von 500 000 m3 für Inertstoffde-
ponien; Ziff. 40.4 des Anhangs zur UVPV), Umsatz- oder Kapazitätsmerkmalen (z.B. 1000 
Flugbewegungen pro Jahr für Helikopterflugfelder; Ziff. 14.3 des Anhangs zur UVPV) oder 
Investitionsvolumen (z.B. 40 Millionen Franken für Anschlussgleise; Ziff. 12.3 des Anhangs 
zur UVPV; Rausch/Keller, 2001, Rz. 34). Für die Beurteilung der Landschaftsbelastung muss 
ein kumulativ zu überschreitender Flächenschwellenwert an unverbautem Boden festgelegt 
werden. 

Die Initiative bietet wenige Anhaltspunkte für die genaue Festsetzung dieser quantitativen 
Schwellenwerte. Klar ist, dass beispielsweise ein Flugplatz oder ein Ansiedlungsvorhaben mit 
dem Ausmass der geplanten Niederlassung der Amgen bei Galmiz generell in den Anwen-
dungsbereich der Regelung fallen. Was aber soll für Parkplätze oder Einkaufszentren gelten? 
Potentiell umwelt- und landschaftsbelastend sind sie wie unter Ziffer 3.1.5 dargelegt, auch 
wenn sie die Schwellenwerte des Anhangs zur UVPV (300 Motorwagen bzw. 5000 m2 Ver-
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kaufsfläche) bei weitem unterschreiten. Der Gesetzgeber hat hier also einen grossen Konkre-
tisierungsspielraum.  

3.5 Übergangsbestimmung 

Aufgrund ihrer Konzeption und des genannten Konkretisierungsbedarfs ist die Initiative ohne 
Ausführungsbestimmungen nicht direkt anwendbar (vgl. dazu oben Ziff. 3.3). Die Über-
gangsbestimmung soll die schnellstmögliche Umsetzung der Regelung garantieren. Sie gibt 
dem Bund zwei Jahre Zeit. Angesichts der Tatsache, dass die durchschnittliche Behandlungs-
dauer von Geschäften durch das Parlament im ordentlichen Verfahren gemessen am Zeitraum 
zwischen der Überweisung der Bundesratsbotschaft ans Parlament und der Verabschiedung 
einer Vorlage 303 Tage beträgt (IPW, 1998, S. 19) ist das sehr wenig: Die Vorbereitung der 
Botschaft durch den Bundesrat nimmt inklusive des drei Monate dauernden Vernehmlas-
sungsverfahrens (Art. 7 Abs. 2 VlG) und der notwendigen verwaltungsinternen Verfahrens-
schritte mindestens sechs bis zwölf Monate in Anspruch. Die Referendumsfrist von 100 Ta-
gen (Art. 141 Abs. 1 BV) nimmt weitere Zeit in Anspruch. Es besteht damit die Gefahr, dass 
die Frist von zwei Jahren überschritten wird.  

Problematisch an der Regelung ist indes vor allem die Delegation der Rechtsetzungsbefugnis-
se an den Bundesrat. Die Ausführungsbestimmungen regeln Recht und Pflichten der betroffe-
nen Grund- und Anlageneigentümer abschliessend und sind deshalb als wichtige rechtsetzen-
de Bestimmungen in Form des Bundesgesetzes zu erlassen (Art. 164 Abs. 1 Bst. c BV). Dies 
insbesondere weil sie auch zu Eigentumsbeschränkungen (vgl. dazu unten Ziff. 5.3) führen 
können (Art. 164 Abs. 1 Bst. b BV).  
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4 Formelle Schwerpunktverlagerungen 

4.1 Von der Grundsatz- zur teilweise umfassenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Obwohl der Bund gemäss Art. 75 Abs. 1 BV im Rahmen seiner Grundsatzgesetzgebungs-
kompetenz den Kantonen durchaus auch Anweisungen geben und Normen erlassen kann, 
welche die Rechtsunterworfenen direkt binden (Lendi, 2002, Rz. 24), muss den Kantonen ein 
durch die Verfassung vorbehaltener Aufgabenbereich bleiben (Jagmetti, 1988, Rz. 101). In-
dem die Voraussetzungen für die Errichtung und die Erweiterung von umwelt- und land-
schaftsbelastenden Anlagen auf Verfassungsstufe festgehalten und deren planerische Festset-
zung mittels Gesetzgebungsauftrag an die Bundesversammlung delegiert wird, strapaziert der 
von der Initiative eingeführte neue Abs. 4 diese Kompetenzregelung in erheblichem Mass. 

Der Bund erlässt direkt bindende Normen in einem Grundsatzgesetz nur, soweit dies zur Ord-
nung von Schwergewichtsproblemen hinsichtlich der gemäss Art. 75 Abs. 1 BV zu verfol-
genden Zielsetzungen notwendig ist (Jagmetti, 1988, Rz. 107). Er hat in Art. 24-24d RPG das 
Bauen ausserhalb der Bauzonen in detaillierter Weise geregelt. Diese Regelung stösst heute 
vermehrt auf Kritik (Waldmann/Hänni, 2006, Vorbemerkungen zu Art. 24 ff. RPG, Rz. 2). 
Ihre Verfassungskonformität wird aufgrund der hohen Dichte bezweifelt. Der Bundesrat 
selbst bezweckt mit der laufenden Teilrevision eine Vereinfachung des Raumplanungsgeset-
zes, «die letztlich dazu führen soll, dass das Raumplanungsrecht wieder einfacher vollziehbar 
wird» (BBl 2005 7099).  

Art. 75 Abs. 4 (neu) BV regelt die Materie derart abschliessend, dass den Kantonen kein 
Spielraum für eigene Regelungen bleibt. Er begründet eine «konkurrierende Kompetenz» für 
den Bund. Dessen Zuständigkeiten werden mit nachträglich derogierender Kraft umschrie-
ben; sobald der Bund davon Gebrauch macht, geht die kantonale Kompetenz unter (BBl 1997 
I 227). Zwar beschränkt sich die Bestimmung mit den umwelt- und landschaftsbelastenden 
Anlagen auf ein Schwergewichtsproblem. Es ist aber fraglich, ob sie dem erforderlichen be-
sonderen Bedürfnis nach einer einheitlichen, gesamtschweizerischen Regelung (Hangartner, 
1974, S. 178) entspricht. Den Zielen der zweckmässigen und haushälterischen Nutzung des 
Bodens und der geordneten Besiedlung des Landes wäre mit einer umfassenderen, alle Bautä-
tigkeiten miteinbeziehenden Regelung, deren Detailausgestaltung durch die Kantone auf die 
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regionale Bedürfnisse abgestimmt werden könnte, besser gedient (siehe dazu unten Ziff. 5.1.1 
und 5.1.2). 

Da die Bestimmung die Festlegung der Standorte und Ausmasse der Anlagen mittels speziel-
len grundeigentümerverbindlichen Sondernutzungsplänen verlangt (siehe dazu oben Ziff. 
3.6.2), tritt sie unabhängig von den obenstehenden Erwägungen direkt in Konkurrenz zu Art. 
75 Abs. 1 BV, da die «Raumplanung mit anordnender Wirkung gegenüber den Kantonen, den 
Gemeinden und den Grundeigentümern» (Lendi, 2002, Rz. 24) generell ausserhalb des Kom-
petenzbereichs des Bundes liegt. 

Die Initiative hebt also die Grundsatzgesetzgebungskompetenz des Bundes in der Raumpla-
nung im Bereich der umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen auf zugunsten einer um-
fassenden Gesetzgebungskompetenz.  

Mit der Begründung dieser Bundeskompetenz spricht die Initiative eines der Hauptthemen 
der aktuellen Raumplanungspolitik an: Die Rolle des Bundes in der Raumplanung. Ange-
sichts der existierenden Probleme (vgl. dazu oben Ziff. 1.2) wird von verschiedener Seite eine 
Stärkung des Bundes und eine gleichzeitige Kompetenzbeschneidung der Gemeinden gefor-
dert. Das ARE schlägt beispielsweise die Erarbeitung eines Sachplans Siedlungsentwicklung 
und die Schaffung der entsprechend notwendigen Verfassungsgrundlage vor (ARE, 2005, 
109).  

4.2 Veränderungen des Raumplanungssystems  

4.2.1 Zweiteilung 

Mit Ausnahme der Konzepte und Sachpläne des Bundes im Bereich seiner besonderen Sach-
zuständigkeiten ist die Aufstellung der Raumpläne nach dem geltenden Art. 75 BV aus-
schliesslich Sache der Kantone (Haller/Karlen, 1999, Rz. 156). Für umwelt- und landschafts-
belastende Anlagen gilt dies mit Art. 75 Abs. 4 (neu) BV nicht mehr. Die Voraussetzungen 
für die Errichtung und die Erweiterung dieser Anlagen sind bereits auf Verfassungsstufe ge-
regelt und die Planung erfolgt durch das Bundesparlament in Form von Sondernutzungsplä-
nen. Diese Planung ist abschliessend und lässt aufgrund des Grundsatzes der derogatorischen 
Kraft des Bundesrechts (Art. 49 Abs. 1 BV) keinen Platz für eine eigenständige kantonale 
Planung. Analog zu Art. 6 Abs. 4 RPG, der die Kantone verpflichtet, die Sachpläne und Kon-
zepte als «Bundeseingaben» zu übernehmen (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 13, Rz. 28), haben 
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die Kantone und die Gemeinden die rechtskräftigen Sondernutzungspläne in ihre Richt- bzw. 
Nutzungspläne zu übernehmen und dürfen nichts unternehmen, was den planerischen Anwei-
sungen des Bundes entgegensteht. Das heisst, es findet eine Zweiteilung des Planungssystems 
statt. Umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen werden vom Bund im Rahmen einer spe-
ziellen Sondernutzungsplanung geplant und festgelegt, währenddem nicht umwelt- und land-
schaftsbelastende Anlagen und alle weiteren raumwirksamen Tätigkeiten in den Etappen der 
Richtplanung und der Nutzungsplanung geplant werden. 

Da die Kantone zusammen mit den Gemeinden grundsätzlich noch immer für das gesamte 
Kantonsgebiet rund um die umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen, die noch errichtet 
werden dürfen, planungsverantwortlich sind, erschwert sich die Planungsaufgabe für sie 
durch die Zweiteilung unverhältnismässig: Einerseits sind umwelt- und landschaftsbelastende 
Anlagen für die Verkehrs- und die Siedlungsplanung von grosser Bedeutung – eine vernünf-
tige Ortsplanung kann nur abgestimmt auf die Anlagen erfolgen. Andererseits haben die Kan-
tone und die Gemeinden aufgrund der abschliessenden Planungszuständigkeit des Parlaments 
keine Planungssicherheit.  

Zur Lösung der ähnlich gelagerten Problematik im Bereich der Sachplanung (Erfüllung einer 
raumwirksamen Bundesaufgabe auf kantonalem Planungsterritorium) wurde mit Art. 13 Abs. 
2 RPG eine Zusammenarbeits- und Informationspflicht des Bundes verankert (Wald-
mann/Hänni, 2006, Art. 13, Rz. 40). Mindestens eine möglichst frühzeitige Information 
drängt sich auch vorliegend auf. Für eine Zusammenarbeit im Sinn von Art. 13 RPG, bei-
spielsweise eine Koordination mit dem kantonalen Richtplan, bietet Art. 75 Abs. 4 (neu) BV 
aber zuwenig Flexibilität. Die Bestimmung setzt im Gegenteil bestehende Pläne zum Teil wie 
erwähnt notwendigerweise ausser Kraft und bietet generell wenig Hand zu «einer von gleich-
berechtigten Planungsträgern getragenen Zusammenarbeit» (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 13, 
Rz. 40). 

4.2.2 Teilweise Aufhebung der Planungspflicht 

Art. 75 Abs. 4 (neu) BV statuiert wie Art. 18 Abs. 3 RPG eine Ausnahme von der Planungs-
pflicht der Kantone. Wo sich umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen befinden und wie 
gross diese sind, ergibt sich abschliessend aus den Sondernutzungsplänen des Parlaments 
(vgl. Waldmann/Hänni, Art. 18, Rz. 49). Diesem obliegt die entsprechende Planung und Fest-
setzung. Von Planung im Sinne eines dauernden Vorgangs (Lendi, 2002, Rz. 11) oder eines 
Prozesses der Problemlösung (Tschannen, 1998, Art. 2, Rz. 5) bleibt indes bei der gemäss der 
Initiative vorzunehmenden Abstimmung nicht viel übrig. Zu einseitig und streng sind die An-
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forderungen. Art. 75 Abs. 4 (neu) BV ist als Abwehrnorm gegen den Verbrauch von unver-
bautem Boden konzipiert und entspricht dem von der Raumplanung verfolgten Ziel, des um-
fassenden Ausgleichs «der verschiedenen Ansprüche, die an den Raum herangetragen wer-
den» in keiner Weise (Tschannen, 1998, Art. 1, Rz. 29). Eher entspricht er einer Umwelt-
schutznorm die materiell in ein Bundesgesetz gehört, wie beispielsweise Art. 18 Abs. 1ter 
NHG, wonach eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Lebensräume durch technische Eingrif-
fe grundsätzlich zu vermeiden und nur unter Abwägung aller Interessen erlaubt ist oder Art. 
22 Abs. 1 USG, wonach Baubewilligungen für neue Gebäude, die dem längeren Aufenthalt 
von Personen dienen, grundsätzlich nur erteilt werden, wenn die Immissionsgrenzwerte nicht 
überschritten werden. 

4.3 Erlass von Sondernutzungsplänen in Form des 
Bundesgesetzes 

4.3.1 Rechtsatzcharakter des Raumplans 

Die Rechtsnatur des Nutzungsplans ist hinsichtlich seiner Rechtsverbindlichkeit unbestritten. 
Er entfaltet gemäss Art. 14 Abs. 1 RPG allgemeinverbindliche Wirkung. Nicht einig sind sich 
Lehre und Praxis indes, ob der Nutzungsplan in verfahrensrechtlicher Hinsicht einem Recht-
satz, einer Verfügung oder einer Allgemeinverfügung gleichzuhalten ist (Tschan-
nen/Zimmerli, 2005, S. 331). Entsprechend umfangreich und unterschiedlich sind die Mei-
nungen in der Literatur und in der schweizerischen Rechtsprechung (Ruch, 1997, S. 147). In 
der Regel wird der Nutzungsplan als «Zwischengebilde» bezeichnet, das sowohl Merkmale 
des Rechtsatzes als auch der Einzelverfügung aufweist.  

Nach Ansicht des Autors verdient die Meinung RUCH den Vorzug. Der Nutzungsplan kann 
Rechtsatzcharakter haben: Indem er die ihm zugrunde liegenden Normen zeichnerisch dar-
stellt, werden diese Bestandteil des Plans. Er ist nicht nur Karte, sondern «die Gesamtheit von 
Karte und Vorschriften» und hat ordnenden Charakter, da er Rechte und Pflichten originär 
und abstrakt regelt (Ruch, 1997, S. 152).  

Nach dem Zuordnungskriterium des Bestimmtheits- und Detaillierungsgrades ist die Frage 
entscheidend, ob «sich die zulässigen Nutzungsmöglichkeiten mit hinreichender Sicherheit 
aus dem Plan selbst ablesen lassen» oder ob erst der nachgelagerte Sondernutzungsplan bzw. 
die Baubewilligung Rechtssicherheit schaffen (Tschannen/Zimmerli, 2005, S. 332). Diese 
Lehrmeinung behandelt den hier interessierenden Sondernutzungsplan also eher als Verfü-
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gung. Auch nach HALLER/KARLEN kann er am ehesten als Verfügung bezeichnet werden 
(Haller/Karlen, 1999, Rz. 148). Dem kann nach Ansicht des Autors nicht gefolgt werden. Ob 
er viele oder nur wenige Grundstücke betrifft, hat auch der Sondernutzungsplan wie der Rah-
mennutzungsplan Vorschriften zum Inhalt, die als «allgemeine, rechtsatzmässige Anordnun-
gen (...) die in einem bestimmten Gebiet geltenden Eigentumsbeschränkungen festlegen». Er 
kann also ebenfalls Rechtsatzcharakter haben (Ruch, 1997, S. 154).  

4.3.2 Vereinbarkeit mit der Rechtssatzdefinition des Parlamentsgesetzes 

Die «theoretische Frage nach der Rechtsnatur» (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 14, Rz. 24 und 
25) ist in casu von praktischer Bedeutung, da zu untersuchen ist, wie sich die Vorgabe der 
Initiative – Erlass von Sondernutzungsplänen in der Form des Bundesgesetzes – zu Art. 164 
BV und Art. 22 Abs. 4 ParlG verhält: Bundesgesetze sind gemäss Art. 164 Abs. 1 BV aus-
schliesslich wichtigen rechtsetzenden Erlassen vorbehalten. Als rechtsetzend gelten gemäss 
Art. 22 Abs. 4 ParlG Bestimmungen, die in unmittelbar verbindlicher und generell-abstrakter 
Weise Pflichten auferlegen, Rechte verleihen oder Zuständigkeiten festlegen. 

Der von der Initiative verlangte spezielle projektbezogene Sondernutzungsplan (vgl. dazu ob-
en Ziff. 3.4.2) hat verbindliche und generelle Wirkung. Indem er die Standorte von umwelt- 
und landschaftsbelastenden Anlagen festlegt, regelt er indes lediglich eine klar bestimmte 
Anzahl von Sachverhalten. Ein abstrakter Charakter, eine Anwendbarkeit auf eine unbe-
stimmte Vielzahl von Sachverhalten, kommt ihm nicht zu (vgl. Tschannen/Zimmerli, 2005, S. 
85). Die Festlegung mittels Sondernutzungsplänen in Form des Bundesgesetzes verstösst da-
mit gegen die bundesgesetzliche Legaldefinition des Rechtssatzes. 

4.3.3 Erlass in Gesetzesform durch das Bundesparlament 

Der Erlass von Plänen durch die Legislative ist auf kantonaler Stufe durchaus üblich. Insbe-
sondere bei Rahmennutzungsplänen ist das Bedürfnis nach demokratischer Legitimation 
gross (Haller/Karlen, 1999, Rz. 49). Im Kanton Bern beispielsweise sind gemäss Art. 66 Abs. 
2 BauG für den Erlass und die Änderung der baurechtlichen Grundordnung sowie für den Er-
lass, die Änderung und die Aufhebung von Überbauungsordnungen die Stimmberechtigten 
zuständig.  

Auf Stufe Bund werden Pläne durch den Bundesrat erlassen (vgl. für die Sachpläne z.B. Art. 
21 Abs. 1 RPV). Einem Erlass von Plänen durch das Parlament steht aber im Prinzip nichts 
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im Weg, solange eine der nach Art. 163 BV möglichen Erlassformen der Bundesversamm-
lung – wie in casu die Form des Bundesgesetzes – verwendet wird. Tatsache ist aber, dass 
dies nur im Bereich der übergeordneten Planung, die sich mit Zielsetzungen und Leitbildern 
befasst, Sinn macht (vgl. Ruch, 1997, S. 105). Vorliegend ist klar, dass die Abwägung, wel-
che Anlagen an welchen Standorten den strengen Kriterien genügen, und die entsprechende 
Festsetzung in Sondernutzungsplänen für das Bundesparlament aufgrund der fehlenden Nähe 
zu den tatsächlichen Verhältnissen nur unter grossem Aufwand vorzunehmen ist: Eine gute 
Nutzungsplanung basiert auf fundierten Kenntnissen des Ist-Zustandes. Notwendig sind de-
taillierte Informationen «über die Eigentumsverhältnisse und über die Absichten der Eigen-
tümer, über die Nutzung, die Qualitäten und den Zustand der Gebäude und Quartiere (…)» 
(Gilgen, 2001, S. 97). Diese lokal geprägten Kenntnisse können bei den Parlamentariern nicht 
vorausgesetzt werden. 

Redaktionell könnten die Sondernutzungspläne für umwelt- und landschaftsbelastende Anla-
gen in Gesetzesform ähnlich gestaltet werden wie die Inventarverordnungen, die sich auf das 
NHG stützen: Der Erlass selber bestünde lediglich aus einigen wenigen Artikeln zur rechtli-
chen Bedeutung und zur Einsehbarkeit der Anhänge sowie allenfalls zu weiteren Punkten mit 
allgemeiner Gültigkeit (z.B. betr. die erlaubten Erweiterungstatbestände bei bestehenden An-
lagen; vgl. dazu z.B. die MLV). Wichtiger wären die Anhänge, die zum einen die umwelt- 
und landschaftsbelastenden Anlagen inklusive Schwellenwerte festlegen und zum anderen die 
zulässigen Standorte und Ausmasse der einzelnen vom Parlament beschlossenen (siehe dazu 
oben Ziff. 4.4.2) Anlagen inventarisiert nach Kantonen kartographisch festhalten, bilden. Die-
se müssten aber im Unterschied zu den Anhängen der Inventarverordnungen, die aufgrund 
des umfangreichen und für die Publikation nicht geeigneten Kartenmaterials nur eine Liste 
mit den Objektnamen enthalten (Fahrländer, 1997, Rz. 35), im vollen Umfang in der amtli-
chen und systematischen Sammlung des Bundesrechts publiziert werden.  

4.3.4 Anspruch auf vorgängige Anhörung  

Die betroffenen Grundeigentümer haben gemäss Art. 29 Abs. 2 BV beim Erlass und bei der 
Änderung von Nutzungsplänen Anspruch auf rechtliches Gehör: Sie sind beim Erlass oder bei 
der Änderung solcher Pläne in geeigneter Form individuell anzuhören, bevor über die Zonen-
einteilung ihrer Grundstücke definitiv entschieden wird (BGE 119 Ia 150 E. 5c).  

Grundsätzlich besteht nach der bundesgerichtlichen Praxis im Gesetzgebungsverfahren kein 
Anspruch auf Anhörung. Dies wird unter anderem damit begründet, dass generell-abstrakte 
Regelungen den einzelnen in der Regel nicht derart unmittelbar berühren, dass sich individu-
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elle Anhörungen rechtfertigen würden (BGE 119 Ia 150 E. 5c). In casu sind die Grundeigen-
tümer indes aufgrund des konkret wirkenden Sondernutzungsplans in Gesetzesform direkt be-
rührt. Sie müssen gemäss Art. 29 Abs. 2 BV im Rahmen des parlamentarischen Gesetzge-
bungsverfahrens angehört werden. Allzu hohe Anforderungen dürfen an parlamentarische 
Verfahren unter dem Gesichtswinkel des bundesrechtlichen Gehörsanspruches zwar nicht ge-
stellt werden (BGE 98 Ia 77 E. 2). Es versteht sich dennoch von selbst, dass ein solches Pro-
zedere mit sehr grossem Aufwand verbunden sein kann.  

4.3.5 Gewährleistung des Rechtsschutzes 

Nutzungspläne müssen gemäss Art. 33 Abs. 1 RPG öffentlich aufgelegt werden. Dies betrifft 
alle Nutzungspläne nach Art. 14 RPG, also auch den Sondernutzungsplan. Aufgelegt werden 
müssen nebst dem Plan selbst auch die dazugehörigen Vorschriften, das heisst, die ihm 
zugrunde liegenden Normen (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 33, Rz. 5). Funktion der Auflage 
ist zum einen die Sicherstellung der von Art. 4 RPG verlangten Informations- und Mitwir-
kungsmöglichkeiten. Zum anderen ist sie «Voraussetzung und Beginn des Rechtsschutzes im 
Planfestsetzungsverfahren» (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 33, Rz. 11). Aufgrund von Art. 29 
Abs. 2 BV müssen deshalb auch die vom Parlament in Gesetzesform zu beschliessenden 
Sondernutzungspläne aufgelegt werden.  

Gegen Nutzungspläne muss in den Kantonen gemäss Art. 33 Abs. 2 RPG mindestens ein 
Rechtsmittel zur Verfügung stehen. Diese Bestimmung entspricht der Rechtsprechung des 
Bundesgerichts, wonach bau- oder planungsrechtliche Massnahmen mit direkten Auswirkun-
gen auf die Ausübung der Eigentumsrechte der Grundeigentümer unter Art. 6 EMRK fallen 
(BGE 127 I 44, E. 2c und d). Vorliegend wird der Eigentümer einer Parzelle in der Industrie-
zone ohne weiteres mit direkten Auswirkungen auf seine Eigentumsrechte konfrontiert: Die 
Nichtfestsetzung einer umwelt- und landschaftsbelastenden Anlage auf seiner Parzelle durch 
das Parlament kann erhebliche Wertminderungen des Grundstücks zur Folge haben (vgl. dazu 
unten Ziff. 5.3). Nebst Art. 6 EMRK garantiert auch der neue Art. 29a BV den Rechtsweg. 

Das Verbot der Rechtsverweigerung betrifft auch Verfahren, durch die Pläne des Parlaments: 
erlassen werden: Das Interesse des Privaten, «nicht einfach Objekt der Machtausübung (...) zu 
sein, sondern die Möglichkeit zu haben, eine Streitsache vor eine unabhängige Instanz zu 
bringen und dadurch verfahrensrechtliche Sicherung zu erhalten» (BBl 1997 I 503) ist ge-
schützt. Das heisst jede streitbare Verwaltungshandlung muss samt dem ihr zugrunde liegen-
den Sachverhalt einer Überprüfung durch ein unabhängiges Gericht zugänglich sein (Kley, 
2002, Art. 29a, Rz. 3). Berechtigt zur Ergreifung eines Rechtsmittels muss gemäss Art. 33 
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Abs. 3 Bst. a RPG i.V.m. Art. 89 Abs. 1 BGG sein, wer vor der Vorinstanz am Verfahren 
teilgenommen hat oder keine Möglichkeit zur Teilnahme erhalten hat (Bst. a), durch den an-
gefochtenen Entscheid oder Erlass besonders berührt ist (Bst. b) und ein schutzwürdiges Inte-
resse an dessen Aufhebung oder Änderung hat (Bst. c). Beschwerdelegitimiert sind jeweils 
die Adressaten des Plans, in dem meisten Fällen sind das die Grundeigentümer. Dritte sind 
beschwerdelegitimiert, wenn sie eine besondere Beziehungsnähe zum Streitobjekt aufweisen. 
Eine solche ist bei den Nachbarn aufgrund der umwelt- und landschaftsbelastenden Eigen-
schaften der Anlagen in der Regel gegeben (vgl. Aemisegger/Haag, 1999, Art. 33, Rz. 39).  

Gegen die von der Initiative verlangten Sondernutzungspläne in Form des Bundesgesetzes 
muss also ein Rechtsmittel zur Verfügung stehen. Das Bundesgericht als einzig mögliche Be-
schwerdeinstanz ist indes gemäss Art. 82 BGG nur befugt, eine Parlaments- oder eine Bun-
desratsverordnung zu überprüfen und zwar ausschliesslich im Rahmen der Anfechtung eines 
konkreten Anwendungsaktes. Bundesgesetze sind für das Bundesgericht gemäss Art. 190 BV 
in jedem Fall massgebend und daher nicht überprüfbar. Das heisst die Initiative kommt nicht 
um einen Verstoss gegen Art. 6 EMRK und Art. 29a BV herum. 

4.3.6 Nachgelagerte Baubewilligung 

Nach dem Konzept der Initiative bleibt die Zuständigkeit der Kantone für die Bewilligung der 
Errichtung und die Erweiterung von umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen grundsätz-
lich bestehen. Standorte und Ausmasse der Anlagen sind jedoch wie vom Parlament mittels 
Sondernutzungsplänen festgesetzt als Bauvorschriften des Bundesrechts zu übernehmen 
(Waldmann/Hänni, 2006, Art. 22, Rz. 67).  

Hier wäre nach Meinung des Autors gemäss dem Konzentrationsmodell, das vom Bund bei 
Projekten, die in seine Regelungszuständigkeit fallen, angewendet wird (Marti, 1998, Art. 
25a, Rz. 5), eine ergänzende Regelung im Gesetz erforderlich: Der Sondernutzungsplan 
müsste zugleich Baubewilligung sein und damit als Voraussetzung für die Realisierung des 
Vorhabens genügen. Kantonale Bewilligungen und Pläne, insbesondere die Baubewilligung, 
wären wie bei der eisenbahnrechtlichen Plangenehmigung zwecks Vereinfachung der Verfah-
ren nicht erforderlich (Art. 18 Abs. 3 EBG). Auch sämtliche nach Bundesrecht erforderlichen 
Bewilligungen, wie beispielsweise eine allfällige Rodungsbewilligung nach Art. 5 WaG, 
würden gleichzeitig erteilt (Art. 18 Abs. 2 EBG).  
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5 Materielle Schwerpunktverlagerungen 

5.1 Auf die Hauptzielsetzungen der Raumplanung 

5.1.1 Zweckmässige und haushälterische Nutzung des Bodens 

Die Initiative verhindert die Errichtung und die Erweiterung von umwelt- und landschaftsbe-
lastenden Anlagen praktisch gänzlich. Indem sie dabei weder differenziert, ob sich entspre-
chende Standorte innerhalb oder ausserhalb bereits bestehender oder neu auszuscheidender 
Bauzonen befinden, noch, ob sie gut oder schlecht erschlossen sind, wirkt sie einseitig und 
schematisch. Auf das Ziel der zweckmässigen Bodennutzung gemäss Art. 75 Abs. 1 BV hat 
sie deshalb tendenziell keinen positiven Einfluss und kann in Einzelfällen die geforderte Ab-
stimmung der verschiedenen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedürfnisse mit der je-
weils gegebenen tatsächlichen Eignung des Bodens (Lendi, 2002, Rz. 26) verunmöglichen. 
Als Beispiel sei der so genannte «raumplanerische Sündenfall Galmiz» erwähnt: Während-
dem eine zweckmässige Bodennutzung es erfordern würde, für die Ansiedlung des Industrie-
komplexes der Biopharma-Unternehmung Amgen die gesamtschweizerisch am besten geeig-
nete der bereits bestehenden Industriezonen (VLP-ASPAN, 2004) in Betracht zu ziehen, 
müsste das Parlament gemäss Art. 75 Abs. 4 (neu) BV aufgrund des aus bildungs- oder ge-
sundheitspolitischer, natur- oder landschaftsschützerischer Sicht gesamtschweizerisch nicht 
vorhandenen dringenden Bedürfnisses einen Standort in der Schweiz von vornherein klar 
ausschliessen.  

Aufgrund ihrer kategorischen Ausschlusswirkung gegenüber grossflächigen Anlagen redu-
ziert die Initiative indes den Bodenverbrauch und hat deshalb auf das Ziel der haushälteri-
schen Bodennutzung grundsätzlich einen positiven Effekt. Wie gross der Anteil der grossflä-
chigen Anlagen am Wachstum der Siedlungsfläche ist, hängt natürlich in erster Linie von der 
Ausgestaltung der Schwellenwerte ab. Potentiell ist er hoch: Heute beanspruchen Industrie- 
und Gewerbezonen, Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen (einschliesslich Zonen für 
Freizeit und Sport) und übrige Zonen (einschliesslich Zonen für militärische Bauten und An-
lagen sowie Abbau- und Deponiezonen), zusammen 29% der Siedlungsfläche innerhalb der 
Bauzonen (ARE, 2005, S. 35). Anlagen in den Kern-, Misch- und Weilerzonen, die wie bei-
spielsweise grosse Einkaufszentren von der Initiative erfasst werden, sind hierbei nicht einbe-
rechnet. Ausserhalb der Bauzonen beträgt der Anteil der Verkehrsflächen und des Industrie-
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areals 56% der bebauten Fläche (ARE, 2005, S. 38). Eine konzentriertere Bauweise oder eine 
bessere Zusammenfassung der Siedlungstätigkeiten in den Baugebieten – beides Teilziele der 
der haushälterischen Bodennutzung (vgl. dazu oben Ziff. 2.3.2) – kann die Initiative aufgrund 
ihres undifferenzierten Ansatzes nicht erreichen. Diese Wirkung wäre insbesondere ange-
sichts des sehr hohen Anteils an bestehenden, nicht überbauten Industrie- und Gewerbezonen 
(rund 32%; ARE, Raumentwicklungsbericht 2005, S. 37) wünschenswert. 

5.1.2 Geordnete Besiedlung des Landes 

Hauptgrund der dispersen Sieldungsentwicklung in der Schweiz ist einerseits die mangelhafte 
Koordination von Siedlungsentwicklung und Verkehrsplanung. Andererseits ist die Zusam-
menarbeit der verschiedenen Gebietskörperschaften mangelhaft. So führt beispielsweise der 
Steuerwettbewerb unter den Gemeinden zur unbedachten Schaffung von Einfamilienhaus-
quartieren oder lokalen Gewerbegebieten (ARE, 2005, S. 12). Das stärkste Flächenwachstum 
ist denn auch bei den Flächen für Gebäude und deren Umschwung zu verzeichnen. Allein 
32% des Siedlungsflächenwachstums der vergangenen 20 Jahre sind auf den Bau von Einfa-
milienhäusern zurückzuführen (ARE, 2005, S. 31).  

Diese Entwicklung läuft dem Grundsatz der geordneten Besiedlung diametral entgegen: Ge-
fordert ist eine Abstimmung der Nutzungsordnung und der Infrastrukturanlagen aufeinander 
(Jagmetti, 1988, Rz. 82) und die Begrenzung der «Siedlungsaktivität auf vernünftig dimensi-
onierte Baugebiete» (Haller/Karlen, 1999, Rz. 74). Die Initiative bietet indes aufgrund ihrer 
schematischen Beschränkung auf umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen grundsätzlich 
weder eine Handhabe für eine bessere Abstimmung von Siedlung und Verkehr – eher wirkt 
sie einer solchen entgegen, da sie sinnvolle Verkehrsanlagen ebenfalls verhindert – noch ver-
mag sie den Flächenverbrauch durch Wohngebäude zu bremsen. 

Zweifellos wirkt sie indes im Einzelfall gegen Vorhaben, die aufgrund ihrer Grösse oftmals 
nur ausserhalb der Bauzone realisiert werden können und die sich zurzeit häufen. Bereits 
mehrmals genannt wurde als Beispiel hierfür die geplante Niederlassung der Amgen bei Gal-
miz. Andere Beispiele sind die Zone industrielle et artisanale Swatch in Auvernier, NE (0.9 
ha), das Industrie-Entwicklungsgebiet Lidl in Näfels/Niederurnen, GL (ca.10 ha), die Indust-
riezone Hugo Boss in Besazio, TI (1,5 ha), die Einzonung für ein Thermalbad in Diessenho-
fen, TG (3-5 ha), die Einzonung für den Wellness-Resort Prätschli in Arosa, GR (6 ha), die 
neue Bauzone Schatzalp in Davos, GR (105 m Hochhaus) oder das projektierte Castle Radons 
bei Riom-Parsonz, GR (20-40 ha) (Rodewald, 2006). Solche Grossprojekte ausserhalb der be-
stehenden Bauzonen können aufgrund ihrer Grösse oft nur an isolierten Standorten erstellt 
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werden und bewirken meist ein sprunghaftes Wachstum des Siedlungsgebiets. Diese Faktoren 
erschweren eine geordnete Besiedlung. Probleme bietet insbesondere jeweils die Abstim-
mung mit dem Verkehr (BAFU/ARE, 2006, S. 9). Zumindest teilweise wirkt die Initiative al-
so der ungeordneten Besieldung entgegen. 

5.2 Auf weitere raumplanerische Zielsetzungen 

5.2.1 Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 

Die zentralen Herausforderungen für den Umweltschutz sind derzeit die Verringerung der 
Treibhausgasemissionen, die Verbesserung der Luftqualität und die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt (BAFU/BFS, 2007, S. 9). Probleme bereitet aber auch der starke Druck auf die 
Landschaft (BAFU/BFS, 2007, S. 17).  

Zu den Hauptverursachern der Treibhausgasemissionen zählen mit Gesamtanteilen am Aus-
stoss von 27% die Abfallwirtschaft und die Industrie sowie mit 29% der Verkehr (BA-
FU/BFS, 2007, S. 75). Potentiellen Einfluss hat die Initiative je nach Ausgestaltung der 
Schwellenwerte für umwelt- und landschaftsbelastende Anlagen auf den Ausstoss der Ab-
fallwirtschaft und der Industrie: Die wichtigsten entsprechenden Anlagetypen unterstehen 
gemäss Ziffer 4 und 7 des Anhangs zur UVPV der Umweltverträglichkeitsprüfung und fallen 
deshalb in den Anwendungsbereich der Initiative. Durch die massiv erschwerte Errichtung 
von Entsorgungs- und Industrieanlagen wird also zumindest eine Stagnation der Treibhaus-
gasemissionen in einem wichtigen Bereich erreicht. Gering ist der Einfluss der Initiative auf 
die Emissionen des Verkehrs: Eine Verringerung der Errichtung von neuen Verkehrsanlagen 
kann eine Zunahme des Verkehrs nur bedingt verhindern. Viel wichtiger für die Reduktion 
der Emissionen im Verkehrsbereich ist die Wahl des Verkehrsmittels.  

Die wichtigsten Luftschadstoffe sind Stickoxide (NOx), flüchtige organische Verbindungen 
ohne Methan (NMVOC), Ammoniak (NH3) sowie lungengängiger Feinstaub (PM10). Der 
motorisierte Verkehr (NOx und PM10) sowie Industrie und Gewerbe (NMVOC und PM10) 
gehören zu den Hauptverursachern (BAFU/BFS, 2007, S. 69). Vergleichbar mit ihrem Ein-
fluss auf die Treibhausgasemissionen erreicht die Initiative durch die je nach Ausgestaltung 
der Schwellenwerte erschwerte Errichtung von Industrieanlagen auch eine Stagnation des 
Grossteils der Luftschadstoffemissionen. Für den motorisierten Verkehr gilt auch bei den 
Luftschadstoffemissionen, dass eine Verringerung der Errichtung von neuen Verkehrsanlagen 
eine Zunahme nur bedingt verhindern kann. 
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Hauptursache für den Schwund der Biodiversität ist neben der Intensivierung der Landwirt-
schaft die anhaltende Zunahme der Flächen, die mit Strassen, Schienen und Gebäuden ver-
baut werden. Diese führt zur Zersplitterung und Zerstörung der natürlichen Lebensräume der 
einheimischen Tier- und Pflanzenarten (BAFU/BFS, 2007, S. 91). Aufgrund der starken Aus-
schlusswirkung in Bezug auf grossflächige Anlagen hat die Initiative daher grundsätzlich ei-
nen positiven Einfluss auf die Entwicklung der Biodiversität. Den Flächenverbrauch durch 
Wohnbauten (vgl. dazu oben Ziff. 5.1.2) vermag sie aber nicht zu beeinflussen. Der zuneh-
menden Zerschneidung von Lebensräumen durch Strassen der 3. Klasse und Quartierstrassen, 
die in den letzten Jahren mit 300 von 350 km neu gebauten Strassenteilstücken (BAFU/BFS, 
2007, S. 93) hauptsächlich für den Ausbau des Verkehrsnetzes verantwortlich waren, vermag 
sie ebenfalls nichts entgegen zu setzen, da die unterklassigen Strassen nicht im Anhang zur 
UVPV figurieren (Ziff. 11) und deshalb wohl nicht als umweltbelastend im Sinn der Initiative 
gelten. 

Die Zersiedelung entwertet nicht nur die Natur, sondern auch empfindliche Landschaftsgebie-
te (BAFU/BFS, 2007, S. 91). Als massgebend, da objektiv nachvollziehbar (vgl. dazu oben 
Ziff. 3.1.4), sollen hier vor allem die Beeinträchtigungen auf die vom Gesetzgeber als schüt-
zenswert bezeichneten Landschaftsräume gelten. Die Objekte des Bundesinventars der Land-
schaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung (BLN) werden von der Zersiedelung 
nicht verschont: Die Zunahme der Flächen für Gebäude und Verkehr war in den vergangenen 
Jahrzehnten innerhalb der BLN-Gebiete nur wenig niedriger als ausserhalb. Das Industrieare-
al und die Erholungsflächen sind in den BLN-Gebieten sogar deutlich stärker gewachsen als 
ausserhalb (BAFU/BFS, 2007, S. 93). Diese Tendenz wird von der Initiative nur teilweise ge-
stoppt, da sie unter Landschaftsbelastung generell den Verbrauch von unverbautem Boden 
und nicht die Beeinträchtigung von schützenswerten Landschaften versteht.  

Mit ihrem Einbezug von grossflächigen Anlagen der Abfallverwertung und –beseitigung so-
wie von Verbrennungs- und Kläranlagen hat die Initiative tendenziell einen negativen Ein-
fluss auf die Bemühungen im Bereich des technischen Umweltschutzes. Eine Kläranlage 
kann beispielsweise nur noch erweitert werden, wenn das gesundheitspolitische Bedürfnis 
dringend ist und auf dem gesamten Schweizer Territorium besteht. Eine Erweiterung auf-
grund eines rein umweltschützerischen Bedarfs ist nicht möglich. Der angestrebte Ausbau der 
kommunalen Kläranlagen zwecks Elimination von Mikroverunreinigungen (z.B. hormonakti-
ve Stoffe) aus dem Abwasser wäre ausgeschlossen. Dies obwohl Mikroverunreinigungen be-
reits in sehr tiefen Konzentrationen nachteilige Wirkungen auf die aquatischen Ökosysteme 
haben (BAFU, 2007, Mikroverunreinigungen).  
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5.2.2 Schaffung und Erhalt der räumlichen Voraussetzungen für die Wirtschaft 

Mit ihrem Verbot der Erstellung und Erweiterung von grossflächigen Anlagen in den Berei-
chen Verkehr, Energie, Wasserbau, Entsorgung, Militär, Sport, Tourismus und Freizeit sowie 
Industrie (vgl. Anhang zur UVPV und oben Ziff. 3.2.8) hat die Initiative erhebliche Auswir-
kungen auf die Wirtschaft.  

Direkt betroffen ist vor allem das Baugewerbe. Mit einem Bruttoproduktionswert von 24 Mia 
Franken hat es einen Anteil von 5.5% an der gesamten Bruttowertschöpfung (BWS) 447 Mia 
Franken (BFS, 2007, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung). Seine Situation wird durch die 
Initiative erheblich verschlechtert: Die Bautätigkeit in der Industriebranche und der Bauboom 
bei den grossen Einkaufszentren und Fachmärkten – also die Erstellung von grossflächigen 
Anlagen – waren in den letzten Jahren hauptverantwortlich für die positive wirtschaftliche 
Trendwende im Baugewerbe (BFS, 2006, Bau- und Wohnbaustatistik der Schweiz, S. 21).  

Indirekt betroffen, da die Anlagen wichtige Produktionsstätten darstellen, ist der Industrie- 
und Energiesektor, der, das Baugewerbe nicht mitgerechnet, einen Anteil von 20.8% an der 
BWS hat. Weitere wichtige indirekt stark betroffene Branchen sind der Verkehr und die 
Nachrichtenübermittlung (6.5% der BWS) sowie der Gross- und Detailhandel (12% der 
BWS; BFS, 2007, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung). Speziell der Detailhandel und der 
Freizeitbereich sind auf grossflächige Anlagen angewiesen: Einkaufszentren, Fachmärkte od-
er Freizeiteinrichtungen wie Multiplexkinos oder Erlebnisbäder zentrieren eine Vielzahl von 
Bedürfnissen des modernen Menschen. Die wirtschaftlichen Interessen an der Errichtung sol-
cher Bauten und Anlagen sind daher sehr gross (BAFU/ARE, 2006, S. 9). Aber auch der Tou-
rismus, insbesondere der Intensivtourismus, kommt nicht ohne grossflächige Anlagen aus.  

Gravierend sind die Folgen für den Verkehr. Der Bau von essentiellen Infrastrukturwerken 
wird durch die Initiative verunmöglicht. Dazu gehören die Fertigstellung des Nationalstras-
sennetzes, zu der der Bund gemäss Art. 83 Abs. 1 BV verpflichtet ist, oder die Realisierung 
verschiedener Eisenbahngrossprojekte (Art. 196 Ziff. 3 Abs. 1 BV), die unter anderem auch 
der von der Verfassung verlangten Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene (Art. 84 
Abs. 2 BV) dienen. Der Verkehr ist nebst seiner eigenen Wertschöpfung eine wichtige Rah-
menbedingung für die Wirtschaft. Beispielsweise ist die weltweite Anbindung mit Direktflü-
gen bei der Wahl von Unternehmensstandorten eines der wichtigsten Standortkriterien (Kur-
rus, 2002).  
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Die von Art. 1 Abs. 2 Bst. b RPG von der Raumplanung geforderten räumlichen Entfal-
tungsmöglichkeiten der Wirtschaft werden durch die Initiative damit klar begrenzt. Betroffen 
sind neben den eigentlichen räumlichen Bedürfnissen auch die notwendigen Erschliessungs-
anlagen. Strapaziert werden aber auch die Grundsätze der Wirtschaftsordnung der Bundesver-
fassung: Bund und Kantone haben im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für günstige Rahmenbe-
dingungen für die private Wirtschaft zu sorgen (Art. 94 Abs. 3 BV). Diese Aufgabe gehört 
seit jeher zu den zentralen Aufgaben des Staates im Wirtschaftsbereich (BBl 1997 I 295). Da-
zu gehören insbesondere der Erhalt und der Ausbau eines gut funktionierenden Verkehrssys-
tems (Kurrus, 2002). Mit ihrem Verbot verschlechtert die Initiative die Rahmenbedingungen 
für die Wirtschaft erheblich. Dies wird sich in der momentan vorherrschenden Zeit des sich 
verschärfenden internationalen Standortwettbewerbs negativ auf die Schweizer Wirtschaft 
auswirken. Dem Druck der Wirtschaft entgegenzuwirken ist denn auch eines der erklärten 
Ziele der Initianten (Weber, 2007).  

5.3 Eigentumsbeschränkungen  

Gemäss Art. 26 BV ist das Eigentum gewährleistet. Es darf nach Art. 36 BV nur unter gewis-
sen Voraussetzungen eingeschränkt werden. Art. 26 Abs. 2 BV verlangt zudem für Enteig-
nungen und Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen, volle Entschä-
digung. 

Für die betroffenen Grund- und Anlageneigentümer hat die Initiative mit ihrem teilweisen 
Erstellungs- und Erweiterungsverbot und den weiteren Voraussetzungen erhebliche negative 
Auswirkungen auf ihr Eigentum. Der gesetzlichen Grundlage (Art. 36 Abs. 1 BV) und dem 
öffentlichen Interesse (Art. 36 Abs. 2 BV) wird mit der neuen Verfassungsbestimmung und 
den gestützt darauf zu erlassenden Sondernutzungsplänen in Form des Bundesgesetzes ohne 
weiteres Genüge getan. Ob die Beschränkungen verhältnismässig sind (Art. 36 Abs. 3 BV) 
kann hier offen bleiben (vgl. dazu aber unten Ziff. 7.1), da keine Möglichkeiten der gerichtli-
chen Überprüfung gegeben sind (vgl. dazu oben Ziff. 4.3.5). Zu untersuchen ist indes, ob sie 
Entschädigungsfolgen haben. Da die Initiative diesbezüglich nichts regelt, entfaltet Art. 26 
Abs. 2 BV volle Geltung.  

Die Beschränkungen bestehen im Verbot oder in der Einschränkung der Erstellung oder der 
Erweiterung gewisser Anlagentypen. Sie führen nicht zum formellen Entzug des Grundeigen-
tums oder des Eigentums an der Anlage, sondern zum Entzug von aus dem Eigentum flies-
senden Befugnissen (BGE 125 II 433 E. 3a). Vorliegend ist also nicht der Tatbestand der 
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formellen Enteignung anzuwenden. Zu prüfen ist indes, ob die Eigentumsbeschränkungen im 
Resultat einer materiellen Enteignung gleichkommen und deshalb entschädigungspflichtig 
sind. Eine solche ist gemäss der bundesgerichtlichen Rechtsprechung gegeben, «wenn einem 
Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch seines Grundeigentums 
untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine aus dem Eigentumsinhalt 
fliessende wesentliche Befugnis entzogen wird» (BGE 121 II 423 E. 4a).  

Relevant sind nur Bau- und Erweiterungsvorhaben innerhalb von bundesrechtskonformen 
Bauzonen, die in naher Zukunft überbaut werden können (BGE 109 Ib 16 E. 2). Die Be-
schränkung anderer Vorhaben ist grundsätzlich entschädigungslos hinzunehmen (Riva, 1999, 
Rz. 145). Da die vorliegenden Beschränkungen nur umwelt- und landschaftsbelastende Anla-
gen betreffen, liegen keine vollständigen Bauverbote vor. Eingeschränkt respektive verboten 
wird eine bestimmte Art der baulichen Nutzung innerhalb der gegebenen Zone, beispielswei-
se die Überbauung mit grossflächigen Industrieanlagen. Grundsätzlich bleibt die Möglichkeit 
der Überbauung bestehen. Die Initiative beinhaltet im Resultat eine Herabsetzung des Nut-
zungsmasses, also eine Art der Abzonung (Haller/Karlen, 1998, Rz. 479). Das Bundesgericht 
beurteilt in diesem Fall die Enteignungsähnlichkeit hauptsächlich danach, welche wirtschaft-
lichen Nutzungsmöglichkeiten dem Eigentümer noch verbleiben (Riva, 1999, Rz. 164). Krite-
rium ist dabei, «ob auf der betroffenen Parzelle eine bestimmungsgemässe, wirtschaftlich 
sinnvolle und gute Nutzung weiterhin möglich ist» (Riva, 1999, Rz. 166). Wertverminderun-
gen von bis zu einem Drittel gelten kaum je als enteignungsgleich (Riva, 1999, Rz. 167). 

Abhängig von Art und Lage der Bauzone differieren die mit der Initiative einhergehenden 
Wertverminderungen stark: Der Eigentümer einer peripher gelegenen Parzelle in einer Zone 
für publikumsintensive Bauten, wie sie beispielsweise die Gemeinde Bülach ausgeschieden 
hat (Stutz, 2006), hat erhebliche Wertverminderungen hinzunehmen, da die Nutzungsmög-
lichkeit grosses Einkaufszentrum mit Parkplatz ausgeschlossen bleibt. Völlig nutzlos wird 
Grundeigentum in einer Zone für Deponien, wie sie beispielsweise die Gemeinde Härkingen 
ausgeschieden hat (Einwohnergemeinde Härkingen, 2001), da Deponien UVP-pflichtige 
grossflächige Anlagen sind, die Anforderungen der Initiative an die Erstellung und die Erwei-
terung (vgl. dazu oben Ziff. 3.2) nicht erfüllen und deshalb als Anlagentyp generell in den 
Anwendungsbereich der Initiative fallen. In diesem Fall kommt die Eigentumsbeschränkung 
einem umfassenden und unbefristeten Bauverbot gleich, das regelmässig eine Entschädi-
gungspflicht zur Folge hat (Waldmann/Hänni, 2006, Art. 5, Rz. 66). Hingegen verbleiben 
dem Eigentümer einer Parzelle in einer Arbeitsplatzzone nebst dem Bau von grossflächigen 
Anlagen verschiedene andere Möglichkeiten, sein Grundstück wirtschaftlich zu nutzen (Bü-
ronutzungen, kleinere Gewerbebetriebe, Hotels etc.). 
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Die Rechtsprechung zur materiellen Enteignung ist naturgemäss einzelfallbezogen (Hal-
ler/Karlen, 1998, Rz. 456). Eine Abschätzung der Entschädigungsfolgen der Initiative ist des-
halb schwierig. Angesichts der Tatsache, dass rund 32% der gesamten Industrie- und Gewer-
bezonen noch nicht überbaut und rund 55% davon unmittelbar baureif sind (ARE, Raument-
wicklungsbericht 2005, S. 37), muss aber davon ausgegangen werden, dass die Initiative teil-
weise massive Entschädigungsfolgen hat, da Grundeigentümer in Einzelfällen faktisch mit 
Bauverboten konfrontiert werden. Betroffen von diesen Folgen ist der Bund als dasjenige 
Gemeinwesen, das die Nutzungsbeschränkungen eigentümerverbindlich anordnet (Wald-
mann/Hänni, 2006, Art. 5, Rz. 92). 
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6 Zulässigkeit der Initiative 

6.1 Im Allgemeinen  

Wie dargelegt kollidiert die Initiative mit mehreren bestehenden Verfassungsbestimmungen: 
Einerseits mit Art. 75 BV (vgl. dazu oben Ziff. 4.1) selbst, andererseits mit Art. 164 BV 
i.V.m. Art. 22 ParlG (vgl. dazu oben Ziff. 4.3.2), Art. 29a oder 190 BV (vgl. dazu oben Ziff. 
4.3.4), Art. 83 und 84 BV (vgl. dazu oben Ziff. 5.2.2) sowie Art. 94 BV (vgl. dazu oben Ziff. 
5.2.2). Die Bundesverfassung kann indes grundsätzlich jederzeit ganz oder teilweise revidiert 
werden (Art. 192 Abs. 2 BV). Aufgrund der Auslegungsgrundsätze bei gleichrangigen Nor-
men gilt, dass die spezielle Bestimmung der allgemeinen Bestimmung und die spätere Be-
stimmung der früheren Bestimmung vorgeht (Häfelin/Müller/Uhlmann, 2006, Rz. 220). Art. 
75 Abs. 4 (neu) BV verdrängt mit seiner Regelung die genannten Bestimmungen im Bereich 
der umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen. 

Die Initiative bietet aber auch Probleme der grundsätzlichen Art. Sie hat eine radikale Ver-
botsausrichtung in einem sehr spezifischen Bereich und ist dennoch konkretisierungsbedürf-
tig. In sich selbst ist sie teilweise widersprüchlich und in ihrer Wirkung schematisch. Im Rah-
men der Beurteilung der Zulässigkeit sind diese Punkte indes nicht von Relevanz. Initiativbe-
gehren auf Teilrevision wie die vorliegende sind nicht an einen materiellen Verfassungsbeg-
riff gebunden. Grundsätzlich können beliebige Bestimmungen vorgeschlagen werden (Han-
gartner/Kley, 2000, Rz. 816). Vorbehalten sind einzig die Anforderungen an die Gültigerklä-
rung (vgl. dazu unten Ziff. 6.2). Darin widerspiegelt sich der hohe Wert, den die Volksrechte 
in der Schweiz gemäss Art. 2 Abs. 1 BV haben: Volksinitiativen gelten als Antriebselement 
der direkten Demokratie (BK, 2007). Nach MAISSEN hat «das letzte Wort (…) hier zu Lande 
die Volksabstimmung, nicht der Richter» (Maissen, 2001). Grundsätzliche Möglichkeiten ge-
gen unverhältnismässige oder unsinnige Initiativen vorzugehen, existieren nicht. Denkbar wä-
re allenfalls eine nicht zulässige rechtsmissbräuchliche Ausübung des Initiativrechts. Im 
Rahmen der Beurteilung einer kantonalen Verfassungsinitiative hat sich das Bundesgericht 
indes dahingehend geäussert, dass von einer rechtsmissbräuchlichen Anwendung des Initia-
tivrechts nur auszugehen wäre, wenn der demokratische Apparat in «sinnloser Weise» miss-
braucht und dadurch in Frage gestellt würde (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 2130). 
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Unter den bis Juli 2007 zustande gekommenen 256 Volksinitiativen lassen sich daher radikale 
(z.B. die Volksinitiativen «Recht auf Arbeit», BBl 1946 II 773, und «für eine Schweiz ohne 
Armee und für eine umfassende Friedenspolitik», BBl 1988 II 967), skurrile (z.B. die Volks-
initiativen «für ein Absinthverbot», BBl 1907 VI 341, und «Verbot der Freimaurerei», BBl 
1936 II 517) oder auch auf Einzelaspekte fokussierte (z.B. die Volksinitiativen «40 Waffen-
plätze sind genug - Umweltschutz auch beim Militär», BBl 1991 IV 254, und «gegen den 
Überschallknall ziviler Luftfahrzeuge», BBl 1971 I 653) Volksinitiativen finden (BK, 2007). 
Bis auf vier Initiativen, die für ungültig erklärt werden mussten, wurden sie alle entweder 
dem Volk zur Abstimmung unterbreitet, von den Initianten zurückgezogen oder konnten als 
gegenstandslos abgeschrieben werden (BK, 2007).  

6.2 Gültigkeitsprüfung gemäss Art. 139 (neu) Abs. 2 BV 

Gemäss Art. 139 (neu) Abs. 2 BV erklärt die Bundesversammlung eine Volksinitiative für 
ganz oder teilweise ungültig, wenn sie die Einheit der Form, die Einheit der Materie oder 
zwingende Bestimmungen des Völkerrechts verletzt. Zusätzlich erforderlich ist die Durch-
führbarkeit, die zwar weder von Art. 139 (neu) BV noch Art. 75 BRP verlangt wird, aber 
nach langjähriger Praxis dennoch zu prüfen ist (BBl 2006 7632). 

Da jede Ungültigerklärung massiv in die Volksrechte eingreift, ist bei der Prüfung das Prinzip 
der Verhältnismässigkeit staatlicher Eingriffe (Art. 5 Abs. 2 BV) zu beachten. Das Parlament 
muss daher die Möglichkeit der Teilungültigerklärung nach Art. 139 (neu) Abs. 2 BV der 
vollständigen Ungültigerklärung vorziehen, wenn der gültige Teil sinnvoll umgesetzt und 
vollzogen werden kann (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 853). Im Übrigen gilt die Regel, wonach 
im Zweifelsfall zugunsten der Gültigkeit von Volksinitiativen entschieden werden muss 
(Kölz, 1992, S. 426). 

6.2.1 Einheit der Form 

Die Wahrung der Einheit der Form ist die erste Anforderung an die Gültigkeit. Die Initiative 
muss gemäss Art. 75 Abs. 3 BRP entweder die Form des ausformulierten Entwurfs (Art. 139 
[neu] BV) oder der allgemeinen Anregung (Art. 139 [alt] Abs. 2 BV) aufweisen. Mischfor-
men sind ausgeschlossen, weil sie dem Grundsatz der freien und unverfälschten Stimmabgabe 
zuwiderlaufen würden (Odermatt, 1996, 710). Vorliegend ist die Einheit der Form gewahrt: 
Das Begehren ist ausformuliert und bezweckt eine unmittelbare Ergänzung von Art. 75 BV 
mit einem neuen Abs. 4 (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 836). Die Delegation der Festlegung der 
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Standorte und Ausmasse der Anlagen an den Gesetzgeber ist ebenso zulässig wie der pro-
grammatische und auslegungsbedürftige Tatbestand der umwelt- und landschaftsbelastenden 
Anlagen (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 837). Vereinbar mit der Einheit der Form ist auch die 
Tatsache, dass die Bestimmung materiell eher in eine Gesetz gehören würde (vgl. dazu oben 
Ziff. 4.2.2; Hangartner/Kley, 2000, Rz. 816). 

6.2.2 Einheit der Materie 

Damit die Stimmberechtigten frei entscheiden können, muss sich eine Teilrevision der Bun-
desverfassung auf eine bestimmte Materie beschränken (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 824). 
Die Einheit der Materie ist gemäss Art. 75 Abs. 3 BRP gewahrt, wenn zwischen den einzel-
nen Teilen einer Initiative ein sachlicher Zusammenhang besteht. Verfassung wie Gesetz fas-
sen das Prinzip sehr weit und legen eine initiativenfreundliche Auslegung nahe (BBl 1997 I 
455). In casu ist die Einheit der Materie ohne weiteres gewahrt, da sich die Bestimmung auf 
die Materie der umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen beschränkt. 

6.2.3 Vereinbarkeit mit zwingenden Bestimmungen des Völkerrechts 

Volksinitiativen müssen wie Behördenvorlagen das übergeordnete Recht respektieren (Oder-
matt, 1996, 715). Bei den im Sinne von Art. 139 (neu) Abs. 2 BV als zwingend qualifizierten 
Bestimmungen handelt es sich um Normen, die wegen ihrer Bedeutung für die internationale 
Rechtsordnung unbedingte Geltung erfordern und als solche von der Staatengemeinschaft an-
erkannt sind. Zum von Bundesrat und Parlament anerkannten ius cogens zählen etwa die Ver-
bote von Folter, Genozid und Sklaverei, die notstandsfesten Garantien der EMRK, die Grund-
züge des humanitären Kriegsrechts (BBl 1997 I 446) und seit 2001 auch die notstandsfesten 
Garantien des Pakt II (BBl 2001 3439). So erfolgte die Ungültigerklärung der Volksinitiative 
«für eine vernünftige Asylpolitik» wegen Verstosses gegen das völkerrechtlich zwingende 
Prinzip des Ausschaffungsverbots (non-refoulement; BBl 1996 I 1355). 

Wie oben unter Ziffer 4.3.4 ausgeführt, kollidiert die Initiative mit der Rechtsweggarantie 
(Art. 29a BV). Diese Bestimmung entspricht als allgemeine Verfahrensgarantie in der Bun-
desverfassung Art. 6 EMRK und Art. 14 Pakt II (BBl 1997 I 181). Die Rechtsweggarantie ist 
indes gemäss Art. 15 Abs. 2 EMRK und Art. 4 Abs. 2 Pakt II nicht notstandsfest und gehört 
deshalb nicht zum zwingenden Völkerrecht (vgl. BGer 1A.124/2001 vom 28. März 2002, E. 
3.5). Die Initiative verstösst also nicht gegen zwingendes Völkerrecht. 
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6.2.4 Durchführbarkeit 

Als einzige ungeschriebene Anforderung an die Gültigkeit wird von den Bundesbehörden die 
faktische Undurchführbarkeit einer Initiative anerkannt. Stellt eine Initiative ein Begehren, 
das unmöglich ist und somit nicht erfüllt werden kann, ist es materiell gegenstandslos und 
darf nicht der Abstimmung unterbreitet werden (BBl 1997 I 445). Bei dieser Beurteilung gel-
ten allerdings sehr strenge Massstäbe: Nur wenn eine Initiative klar und eindeutig Massnah-
men verlangt, die unter keinen Umständen realisiert werden können, liegt eine Undurchführ-
barkeit vor (Odermatt, 1996, 717). Das Verbot, undurchführbare Regelungen aufzustellen, ist 
eine Sonderfall des umfassend geltenden Willkürverbotes (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 497). 
Bis heute einziges Beispiel einer für undurchführbar erklärten Initiative ist die 1954 zustande 
gekommenen Chevallier-Initiative geblieben, die eine Kürzung von Militärausgaben in Rech-
nungsjahren verlangte, die nach Inkrafttreten der Bestimmung bereits abgelaufen gewesen 
wären (Odermatt, 1996, 717).  

Die fragwürdige Interessenabwägung, die Zweiteilung der raumplanerischen Zuständigkeiten, 
die möglichen Entschädigungsfolgen für den Bund und die Verschlechterung der Rahmenbe-
dingungen für die Wirtschaft, welche die Initiative mit sich bringt, stellen keine Probleme 
dar: Dass eine Initiative unvernünftige Ziele anstrebt oder absurde Auswirkungen hat, macht 
sie nicht undurchführbar (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 499 ff.). Eine faktische Undurchführ-
barkeitshürde kreiert Art. 75 Abs. 4 (neu) BV allenfalls aufgrund der äusserst problemati-
schen Zuständigkeit des Parlaments für die Festsetzung der Standorte und Ausmasse von 
umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen in Sondernutzungsplänen (vgl. dazu oben Ziff. 
4.3.2). Physisch unmöglich ist indes auch der Vollzug dieses Teilaspekts der Initiative nicht. 
Das Parlament müsste den Mehraufwand auf sich nehmen und beispielsweise unter Zuhilfe-
nahme einer neuen ständigen vorberatenden Kommission für umwelt- und landschaftsbelas-
tende Anlagen zu bewältigen versuchen. Die Initiative ist daher durchführbar. 

6.2.5 Gültigkeit der Initiative 

Aus dem gesagten geht hervor, dass die Initiative weder die Einheit der Form oder der Mate-
rie noch zwingende Bestimmungen des Völkerrechts verletzt. Da ihr auch die Durchführbar-
keit nicht abgesprochen werden kann, muss sie vom Parlament gemäss Art. 139 (neu) Abs. 2 
BV für gültig erklärt werden. 
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6.3 Vereinbarkeit mit nicht zwingenden Bestimmungen des 
Völkerrechts 

Die Initiative verletzt Art. 6 EMRK und Art. 14 Pakt II (vgl. dazu oben Ziff. 4.3.4). Völker-
rechtswidrige Verfassungsinitiativen, die wie in casu nicht gegen zwingende Bestimmungen 
des Völkerrechts verstossen, sind der Volksabstimmung zu unterbreiten (Hangartner/Kley, 
2000, Rz. 560). «Diese weitgehende Schonung des Initiativrechts erfolgt mit Blick auf die 
vielen politischen und rechtlichen Mittel, die eingesetzt werden können, um einen Normkon-
flikt zu vermeiden. Zu denken ist an völkerrechtskonforme Auslegung, an die Möglichkeit, 
einen völkerrechtskonformen Gegen- oder Alternativvorschlag zu präsentieren, an eine völ-
kerrechtskonforme Umsetzung der Initiative, an eine allfällige Kündigung des Staatsvertrags» 
(BBl 1997 I 446).  

Eine völkerrechtskonforme Auslegung oder Umsetzung von Art. 75 Abs. 4 (neu) BV fällt in 
casu ausser Betracht – zu klar fordert die Bestimmung Festlegungen mittels Nutzungsplänen 
durch das Gesetz. In Frage kommt nur die Vorlage eines völkerrechtskonformen Gegen- oder 
Alternativvorschlags. Ein solcher könnte den Erlass des generell-abstrakten Teils der Rege-
lung, also insbesondere die Festsetzung der Schwellenwerte, noch immer an den Gesetzgeber 
delegieren, müsste aber auf die Forderung der Festsetzung der Standorte und Ausmasse durch 
das Gesetz verzichten.  

Die Gefahr, dass durch eine Annahme von Art. 75 Absatz 4 (neu) BV völkerrechtswidriges 
Bundesverfassungsrecht geschaffen wird und sich die Schweiz völkerrechtlich verantwortlich 
machen würde (Hangartner/Kley, 2000, Rz. 561), ist daher nicht abzuwenden. Im Rahmen 
der Prüfung der Gültigkeit der Initiative «für eine vernünftige Asylpolitik» hat der Bundesrat 
anerkannt, dass «letztlich jeder Staat völkerrechtswidrig handeln kann, wenn er bereit ist, die 
entsprechenden Konsequenzen zu tragen» (BBl 1994 III 1492). Die Rechtsweggarantie ist ein 
für die Durchsetzung des Rechts und die Aufrechterhaltung des Rechtsstaates elementares 
Grundrecht (Hangartner, 2002, Rz. 13). Ihre Einräumung entspricht dem internationalen 
Standard (Kley, 2002, Rz. 2). Eine teilweise Aufhebung, wie sie die Initiative herbeiführen 
könnte, wäre zum einen rechtsstaatlich bedenklich und zum anderen dem Ansehen der 
Schweiz wenig förderlich. Die Behörden werden daher versuchen, Volk und Stände von einer 
Annahme abzuhalten. So hat der Bundesrat 1994 vor den Konsequenzen der Initiative «für 
eine vernünftige Asylpolitik» wie folgt gewarnt: «Der Bundesrat weist aber darauf hin, dass 
diese Konsequenzen im Falle einer Annahme der Initiative derart gravierend wären, dass die 
Schweiz (...) aussenpolitisch isoliert, von der Staatengemeinschaft stigmatisiert und als 
Rechtsstaat in Frage gestellt würde» (BBl 1994 III 1492).  
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7 Würdigung 

7.1 Problematik der Initiative 

Die Volksinitiative «gegen masslosen Bau umwelt- und landschaftsbelastender Anlagen» will 
in Kombination mit der Volksinitiative «Schluss mit uferlosem Bau von Zweitwohnungen» 
den Schweizer Boden retten. Sie schränkt zu diesem Zweck die Erstellung und Erweiterung 
von umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen rigoros ein. Diese Einschränkung hat ge-
wisse positive Effekte auf die haushälterische Bodennutzung und die geordnete Besiedlung 
des Landes (vgl. dazu oben Ziff. 5.1) und ist der Erhaltung des (unverbauten) Schweizer Bo-
dens durchaus förderlich. Eine Rettung im Sinne eines Stopps der fortschreitenden Zersied-
lung und des hohen Bodenverbrauchs vermag die Initiative aber nicht herbeizuführen. Zu ein-
seitig beschränkt sie sich auf die Verhinderung grossflächiger Anlagen anstatt die Handha-
bung der Bauzonen gesamthaft zu betrachten (vgl. ARE, 2005, S. 111). Indem sie an den 
physisch unverbauten Boden anknüpft, verpasst sie es zudem, den für ihr Ziel essentiellen 
Bezug zur Trennung von Baugebiet und Nichtbaugebiet herzustellen. Die teils mangelhafte 
Eignung wird durch die Kombination mit der Tandem-Initiative Nr. 2 nicht verbessert, da 
auch diese mit ihrer Beschränkung auf die Regelung des Zweitwohnungsbaus zu einseitig und 
spezifisch wirkt.  

Nach Ansicht des Autors kann eine strengere Regelung der umwelt- und landschaftsbelasten-
den Anlagen grundsätzlich auch auf einfache Weise mit dem milderen Mittel der Stärkung 
der Richtplanung herbeigeführt werden (vgl. ARE, 2005, S. 110).  

Von erheblicher Art sind die negativen Folgen der Initiative. Zum einen sind die Auswirkun-
gen für die Schweizer Wirtschaft gravierend. Deren Rahmenbedingungen werden verschlech-
tert und verschiedenen wirtschaftlichen Aktivitäten wird die Grundlage gänzlich entzogen. 
Zum anderen wird der Bund aufgrund der Verletzungen der Eigentumsrechte von unzähligen 
Grundeigentümern mit massiven Entschädigungsforderungen konfrontiert.  

Angesichts der nur teilweise gegebenen Eignung und Erforderlichkeit muss die Initiative des-
halb als unverhältnismässig bezeichnet werden.  
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Problematisch ist sie aber nicht nur in tatsächlicher sondern nebst diversen anderen Unzu-
länglichkeiten auch in rechtlicher Hinsicht: 

• Ihre Formulierung ist stark auslegungsbedürftig. Erst die Konkretisierung durch das 
Gesetz schafft Klarheit darüber, welche Anlagen ab welcher Grösse in den An-
wendungsbereich der Initiative fallen. Da sie für das betroffene Rechtssubjekt direk-
te Auswirkungen haben kann, schafft sie so eine erhebliche Rechtsunsicherheit. 

• Sie schafft für den Bereich der umwelt- und landschaftsbelastenden Anlagen neue 
Zuständigkeiten. Ein homogener Vollzug des Raumplanungsrechts wird damit ver-
unmöglicht.  

• Die grundeigentümerverbindliche Festlegung von Standorten und Ausmassen im 
Bundesgesetz ist nicht vereinbar mit der Rechtsweggarantie nach Art. 6 EMRK und 
der bundesgesetzlichen Definition des Rechtssatzes; sie ist rechtsstaatlich bedenk-
lich. 

7.2 Initiative als politisches Druckmittel 

Der Rückzug von Initiativbegehren wurde über die Jahre durch die Rechtsentwicklung stetig 
erleichtert. Dadurch wurden Volksinitiativen vermehrt zum Verhandlungspfand von Gruppie-
rungen, die Einfluss auf das Parlament erlangen wollen (Hofer, 1994, S. 2). Viele der 77 zu-
rückgezogenen und der 147 in der Volksabstimmung verworfenen Initiativen (BK, 2007) ha-
ben zu einem Gegenentwurf der Bundesversammlung geführt, in dem die Anliegen der Initi-
anten regelmässig bis zu einem gewissen Grad berücksichtigt wurden (Hangartner/Kley, 
2000, Rz. 812). 

Nach Ansicht des Autors bezweckt die Volksinitiative «gegen masslosen Bau umwelt- und 
landschaftsbelastender Anlagen» nicht zuletzt die Ausübung von politischem Druck. Sie 
macht sich dabei das für die Raumplanung zur Zeit günstige Umfeld zu Nutzen. Ihre Anlie-
gen sind grundsätzlicher Natur: Im Rahmen der anstehenden Revision des RPG sollen die 
Rolle des Bundes in der Raumplanung gestärkt und die materiellen Vorschriften verschärft 
werden. Kommt der Gesetzgeber diesen Anliegen zumindest teilweise entgegen, ist anzu-
nehmen, dass die Initianten ihr Begehren zurückziehen werden – aufgrund ihrer radikalen 
Ausrichtung hat die Initiative wenig Chancen, von Volk und Ständen angenommen zu wer-
den. 
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